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 Gesetz zur Neuordnung von Landesoberbehörden und zur Anpassung von 

Rechtsvorschriften für die Geschäftsbereiche des Ministeriums für Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz und des Ministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 18/11261 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Sehr geehrte Damen und Herren! Anlässlich einer An-
hörung von Sachverständigen begrüße ich Sie alle recht herzlich zur 52. Sitzung des 
Ausschusses für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und 
ländliche Räume. Ich begrüße als Erstes die Sachverständigen und danken ihnen, 
dass sie den weiten Weg zu uns gefunden haben.  

Die Anhörung wird live ins Internet gestreamt.  

Im Namen der Ausschussmitglieder danke ich allen teilnehmenden Sachverständigen 
für ihre Bereitschaft, zur Klärung unserer Fragen beizutragen, sowie für die vorab über-
sandten Stellungnahmen. Mit Blick auf den begrenzten Zeitrahmen und auf die den 
Ausschussmitgliedern bereits bekannten Stellungnahmen werden wir wie üblich ohne 
Eingangsstatements der Sachverständigen gleich unmittelbar in die erste Frage- und 
Antwortrunde eintreten.  

In diesem Ausschuss wird es so gehandhabt, dass jeweils eine Fraktion sich mit einer 
Frage an einen Sachverständigen wendet. Dieser kann direkt antworten und hat dafür 
drei Minuten Zeit. Wir nutzen in diesem Ausschuss symbolisch eine Sanduhr, die um-
gedreht wird, aber wir haben auch Handys, mit denen wir das timen. Wenn ich Ihnen 
ein Zeichen gebe, dann bitte ich Sie damit, zum Abschluss zu kommen, sodass die 
nächste Frage gestellt werden kann. Dann können wir sehr viele Fragen in dieser Aus-
schusssitzung an Sie richten. 

Damit steigen wir in die erste Frage- und Antwortrunde ein. 

René Schneider (SPD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen in der Runde ein gesegnetes und 
glückliches neues Jahr.  

Wir haben eine kurze Frage an alle Sachverständigen, die sich leicht mit ja oder nein 
beantworten lässt. Ich würde sie bei der erstmaligen Adressierung eines Sachverstän-
digen stellen und erst danach die eigentliche Frage. Beides lässt sich auf jeden Fall in 
drei Minuten beantworten, weil die erste Frage leicht mit ja oder nein zu beantworten 
ist. Sie wird gleich nach und nach an alle Sachverständigen gestellt werden und lautet: 
Ist Ihnen eine Studie oder eine Untersuchung bekannt, in der das im Gesetzesvorha-
ben thematisierte Vorgehen evaluiert wird und in der sich dafür ausgesprochen wird, 
ein LAVE zu gründen bzw. aus dem LANUV ein LAVE zu machen? – Diese Frage lässt 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 18/797 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 13.01.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume ha 
52. Sitzung (öffentlich)  
 
 
sich leicht mit ja oder nein beantworten, sodass wir danach zu der Frage kommen, die 
eigentlich an den jeweiligen Sachverständigen gerichtet werden soll.  

Ich stelle die erste eigentliche Frage und die Frage vorweg, ob Ihnen eine Studie oder 
einer Untersuchung zu diesem Sachverhalt bekannt ist – uns ist keine bekannt – zuerst 
an Herrn Conzen. Vielen Dank für die Stellungnahme des Rheinischen Landwirt-
schafts-Verbandes, die wir aufmerksam gelesen haben. Anders als in der Vergangen-
heit hat sie uns überrascht, weil in ihr sehr viel im Konjunktiv formuliert ist, also mit 
„könnte“ oder „es erscheint so“. Während in der Stellungnahme aus dem Jahr 2007 
sehr klar formuliert ist, dass es richtig sei, das LANUV zu gründen und die einzelnen 
Kleckerbehörden zusammenzufassen, liest sich die aktuelle Stellungnahme eher so, 
dass es sein könnte, dass es andersherum besser wird. Können Sie präzisieren, was 
Sie glauben lässt, dass die Rolle rückwärts, diese Diversifikation, gerade im Bereich 
der Landwirtschaft positive Effekte haben könnte? An welchen Stellen, die wir noch 
nicht sehen, könnte das der Fall sein? 

Wie gesagt frage ich vorweg nach Untersuchungen oder Studien, die Ihnen bekannt 
sein könnten.  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Das ist ungewöhnlich; wir hatten das so noch nicht, 
dass zuerst eine Frage an alle gestellt wird und dann …  

(René Schneider [SPD]: Nein, die würden wir jedes Mal adressieren, 
wenn wir …) 

– Jedes Mal, also zuerst ein Ja oder Nein und dann die Antwort; ich verstehe.  

(René Schneider [SPD]: Um das möglichst kurz zu halten!) 

Das ist ein bisschen ungewöhnlich, aber bitte. 

Bernhard Conzen (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Schönen Dank für die 
Nachfrage. Auch ich wünsche Ihnen allen ein gutes neues Jahr. Hoffentlich sind wir 
hinsichtlich der Umsetzung in diesem Jahr erfolgreich. – Herr Schneider, Sie haben zu 
dem Thema „Konjunktiv“ gefragt. Es handelt sich ja um eine Sache, die noch nicht 
umgesetzt ist.  

Zum Hintergrund der von uns befürworteten Möglichkeit einer Aufteilung des LANUV. 
Früher waren die Bereiche „Landwirtschaft“ und „Umwelt“ in einem Ministerium zusam-
mengefasst. Die Wege waren relativ kurz. Die zuständige Ministerin oder der zustän-
dige Minister haben es im Haus intern abgestimmt und dann dementsprechend die zu 
bearbeitenden Aufgaben in das LANUV weitergegeben.  

Nun sind die beiden Bereiche in getrennten Ministerien angesiedelt. Das führt dazu, 
dass gewisse Aufgaben hin- und hergeschoben werden bzw. dass die Zuständigkeiten 
etwas anders sind. Bei dem, was für die Landwirtschaft bzw. für das Landwirtschafts-
ministerium umsetzbar ist – denken Sie beispielsweise an die Tierseuchenbekämp-
fung oder sonstige Dinge –, halten wir es für einen guten Weg, die Zuständigkeiten so 
zu trennen, dass die Zuarbeit genauso kompetent oder erfolgreich umgesetzt werden, 
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wie es früher der Fall war, wenn es schnell genug geht und die Zuständigkeiten auch 
für jedermann bekannt sind, um umsetzen zu können. 

(René Schneider [SPD]: Studie oder Unterrichtung?) 

– Eine Studie haben wir nicht machen können, weil wir die Zuständigkeiten in den Mi-
nisterien nicht kennen. Wir können nur aus der Erfahrung davon sprechen, wie wir es 
früher gemacht haben oder wie wir es von früher kennen. Wir stellen fest, dass die 
Bearbeitung von Nachfragen in bestimmten Bereichen in den Ministerien etwas länger 
dauert; es dauert etwas länger, bis gewisse Dinge geklärt sind.  

Wir haben „könnte“ und „wäre sinnvoll“ geschrieben, weil wir nicht wissen, ob es zu 
einer solchen Trennung und Zuteilung der Ressorts in der Vollständigkeit kommt. Des-
halb haben wir im Konjunktiv formuliert.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Frau Dr. Nickel, Sie schlagen in Ihrer Stellungnahme 
vor, nach einem Neuzuschnitt der Ministerien lediglich die Fachaufsicht, Kompetenzen 
und die Federführung für die einzelnen Bereiche neu und klar zu ordnen. Sie nennen 
auch verschiedene Beispiele von Bundesbehörden und aus anderen Bundesländern. 
Können Sie das näher erläutern und konkret am Beispiel des LANUV verdeutlichen, 
wie eine Alternative aussehen könnte? 

Dr. Elsa Nickel (Bundesverband Beruflicher Naturschutz [per Video zugeschaltet]): 
Ich gehe davon aus, dass ich auch die erste Frage der SPD-Fraktion beantworten soll, 
und beantworte sie mit nein; ich kenne keine Studie.  

Zu der direkt an mich gestellten Frage. Ich verfüge über einen gewissen bundesweiten 
Überblick in alle Bundesländer, weil ich sehr lange im Bundesumweltministerium ge-
arbeitet habe. Mir ist nicht bekannt, dass jedes Mal nach einer neuen Koalition in den 
Bundesländern, wenn die Ressortzuschnitte und die Portfolios neugestaltet werden, 
auch die Landesanstalten oder die Fachämter neu zugeschnitten werden. Das wäre 
ein riesiges Durcheinander und ein Hin und Her.  

Aus meiner Erfahrung heraus lautet mein Vorschlag für eine schlanke Lösung, dass 
es bei einer Behörde bleibt, sich aber die Fachaufsicht zu den jeweiligen Themenbe-
reichen nach der Federführung des zuständigen Ministeriums ändert.  

Im jetzigen Gesetzentwurf ist schon vorgesehen, dass die Fachaufsicht dem jeweils 
zuständigen Ministerium unterliegt. Zum Beispiel soll das Ministerium für Wirtschaft 
weiterhin die Fachaufsicht und die Federführung hinsichtlich der Ökodesign-Richtlinie 
und der Energieverbrauchskennzeichnung haben. Außerdem ist auch jetzt schon in 
Art. 1 § 5 vorgesehen, dass weitere Aufgaben im Einvernehmen mit der Aufsichtsbe-
hörde übertragen werden können und dann die Fachaufsicht dem – Zitat – „jeweils 
fachlich zuständigen Ministerium“ obliegt. Beispielsweise wird das Forstministerium 
nach Art. 2 § 2 auch weiterhin die Fachaufsicht über alle Aufgaben ausüben, und nach 
§ 2 Abs. 5 wird der Landesbetrieb Wald und Holz NRW auch weiterhin für die Aufga-
ben in allen Nationalparkflächen zuständig bleiben. Das Nationalparkamt geht wohl 
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bzw. soll wohl also in die neue Landesanstalt übergehen, während die Fachaufgaben 
weiterhin dableiben.  

Dieses Modell nenne ich das konsequente Türschildmodell. Demnach sind alle The-
menbereiche in einer Fachbehörde gebündelt – das ist schlank –, die Fachaufsicht und 
der Zugriff obliegen aber dem jeweiligen Federführungsministerium. Das passiert jetzt 
schon, das ist auch in weiteren Bereichen vorgesehen, und das sollte konsequent auf 
alle Bereiche ausgedehnt werden. So geschieht es in anderen Bundesländern und im 
Bund. Beispiele dafür habe ich in meiner schriftlichen Stellungnahme genannt.  

Markus Höner (CDU): Auch ich wünsche im Namen der CDU-Fraktion alles Gute für das 
neue Jahr. Ich freue mich, dass wir mit viel Elan hier wieder zusammengekommen sind.  

Meine Frage richtet sich an den Landesjagdverband. Sie haben keine schriftliche Stel-
lungnahme abgegeben. Damit Sie so etwas wie ein Eingangsstatement abgeben kön-
nen, stelle ich die allgemeine Nachfrage, wie Sie zu dieser Situation stehen. 

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Auch von meiner Seite 
ein frohes neues Jahr an alle, und vielen Dank für die Einladung. – Für mich ist das 
hier eine Premiere. Deswegen bitte ich darum, es mir nachzusehen, wenn ich vielleicht 
nicht ganz so professionell vortrage wie andere.  

Ich führe gerne zur Entwicklung am Beispiel der Forschungsstelle für Jagdkunde und 
Wildschadenverhütung aus, die in „Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtierma-
nagement“ umbenannt werden soll. Ursprünglich handelte es sich um eine Stiftung 
des Landesjagdverbandes gemeinsam mit der Landesregierung, die im Laufe der 
Jahre in eine Landesbehörde überführt wurde. Sie wurde zunächst mit einem relativ 
kleinen Mitarbeiterstab in der Mittelbehörde Landesamt für Ernährungswirtschaft und 
Jagd verankert und schließlich in das LANUV überführt. Letzteres hatte einmal 800 
Stellen, mittlerweile sind es 1.500. Wenn man dann sieht, wie klein diese Forschungs-
stelle mit 15 Mitarbeitern ist, dann gewinnt man auch eine ungefähre Vorstellung da-
von, wieso wir den Eindruck haben, dass sie im Laufe der letzten Jahrzehnte immer 
ein bisschen stiefmütterlich behandelt wurde. Ich bin erst seit vier Jahren dabei, aber 
auch ich habe wahrgenommen, dass es Personalprobleme gab, Stellenbesetzungen 
nicht erfolgt sind und Ähnliches, und dass die eigentlichen Aufgaben dieser For-
schungsstelle aus unserer Sicht nur erschwert wahrgenommen werden konnten.  

Wir erhoffen uns, dass eine Neuordnung und eine etwas kleinere Behördenstruktur 
auch insbesondere zu einer Aufwertung dieser Forschungsstelle führen. Sie ist ange-
sichts der Seuchen, die uns im Moment belasten – das wird nicht weniger –, sehr 
wichtig. Es gibt die Bedrohung durch die ASP, durch den Ausbrauch der Maul- und 
Klauenseuche und durch die Myxomatose. Wildkrankheiten sind auch immer wieder 
für den Menschen oder für die Landwirtschaft bedrohlich. Deswegen ist es auch sehr 
wichtig, dass das dem Landwirtschaftsministerium zugeordnet wird, sodass im Seu-
chenfall sehr kurze Wege von der Aufsichtsstelle zu der Forschungsstelle bestehen.  
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Dietmar Brockes (FDP): Auch von meiner Seite allen ein gutes neues Jahr oder, wie 
man am Niederrhein sagt, ein jlöckselich Nöjohr.– Vielen Dank, dass Sie uns heute für 
die Anhörung zur Verfügung stehen und uns schon mit den schriftlichen Stellungnah-
men bereichert haben.  

Herr Steinheuer, sehen Sie die Notwendigkeit, eine neue Behörde zu schaffen? Es wird 
davon gesprochen, dass das LAVE eine schlanke Lösung sei. Wie bewerten Sie dies?  

Rik Steinheuer (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Auch von meiner 
Seite ein frohes neues Jahr. – Die Antwort auf die Eingangsfrage von Herrn Schneider, 
ob uns eine Studie bekannt sei, lautet nein.  

Herr Brockes, wir sehen keine Notwendigkeit, Behörden aufzuspalten. Die Behörde 
hat nach unserer Wahrnehmung bisher gut funktioniert. Wir sehen die Notwendigkeit 
für grundsätzliche Verwaltungsstrukturreformen vor dem Hintergrund, dass die Perso-
nalausgaben des Landes nahezu ungebremst steigen. Sowohl die Stellenzahl als auch 
die Ausgaben nehmen beständig zu. Daher sind Strukturreformen notwendig, und 
zwar mit dem Ziel, dass die Verwaltung effizienter aufgestellt wird, um nach Möglich-
keit mit weniger Personal auszukommen. Die hier vorgesehene Reform bewirkt genau 
das Gegenteil. Die Verwaltung wird weniger effizient, weil es künftig zwei Leitungen 
geben wird und zwei Häuser organisiert werden müssen. Das ist absehbar.  

Zu der zweiten Frage, ob das eine schlanke Lösung sei. In den Haushalt 2025 wurde 
wegen der Aufspaltung dieser Behörde mehr Geld eingestellt. Wir befürchten, dass in 
Zukunft noch weiter draufgesattelt werden muss und das nur der Anfang ist. Außerdem 
befürchten wir im Hinblick auf die fachlich-sachliche Arbeit, dass, gerade weil künftig 
zwei Behörden gemanagt werden müssen, ein höherer Anteil des Personals in diesen 
zwei Behörden mit Verwaltungsaufgaben befasst sein wird und weniger Personal für 
die eigentlichen, sachlichen Aufgaben übrigbleibt. Daher stehen wir der Neustrukturie-
rung sehr kritisch gegenüber.  

Wir schätzen es so ein, dass der Neuzuschnitt der Ministerien der einzige Hintergrund 
ist. Es klang eben schon in der Stellungnahme von Frau Dr. Nickel an, und auch wir 
haben dargelegt, dass es auch in anderen Behörden nicht unüblich ist, zwei Ministe-
rien zuzuarbeiten. Wir sehen keinen Grund, warum das nicht auch in diesem Fall wei-
terhin erfolgen sollte. Ohne den Neuzuschnitt der Ministerien hätte man wohl nicht den 
Gedanken gehabt, dass hier Aufspaltungsbedarf besteht.  

Wir würden den Spieß aus Sicht der Steuerzahler eher umdrehen: Man sollte perspek-
tivisch daran arbeiten, die Ministerien wieder zusammenzulegen. Das wäre aus Sicht 
der Steuerzahler die effizientere Lösung. 

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits ein frohes neues Jahr und vielen Dank 
an die Sachverständigen dafür, dass Sie uns heute zur Verfügung stehen. – Frau Heit-
zig, Sie haben mir das Stichwort „Seuchengefahr“ geliefert. Umstrukturierungspro-
zesse kosten nicht nur Geld, sondern auch Zeit. Wie bewerten Sie die Gefahr, dass die 
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zuständigen Behörden durch die Umressortierung nicht angemessen auf die von Ihnen 
angesprochenen Seuchen und deren aktuell drohenden Ausbruch reagieren können? 

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Meinen Sie die Umstruk-
turierung der Ministerien oder die Umstrukturierung, wenn jetzt das LANUV aufteilt wird? 

Zacharias Schalley (AfD): Ich möchte darauf hinaus, dass diejenigen Behörden um-
strukturiert werden, die zum Beispiel für Seuchenbekämpfung zuständig sind. Wenn 
in dieser Phase der Umstrukturierung ein großer Ausbruch erfolgt – die Hasenpest ist 
schon ausgebrochen – und zum Beispiel die Maul- und Klauenseuche auch in NRW 
ankommt oder die Schweinepest massiv wird, können wir dann nicht angemessen re-
agieren, wie wir es eigentlich tun müssten, wenn die Behörden in gewohnter Art wei-
terarbeiteten?  

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Ich denke nicht, dass 
das eintreten würde. Im Gesetzentwurf der Landesregierung wird ausgeführt, dass es 
sich letztlich um eine Art Türschildmodell handelt und die zuständigen Mitarbeiter auch 
zuständig bleiben.  

Ich glaube eher, dass es von Vorteil sein könnte, weil die Entscheidungswege kürzer 
sind und eben nicht bei zwei Ministerien abgefragt werden muss, wann, wie und wo 
beispielsweise Zäune gebaut werden oder welche Truppe losgeschickt wird, um die 
Seuchenbekämpfungen zu starten. Vielmehr ist es klar in einer Hand; ein Ministerium 
bzw. eine Behörde reagiert dann, und es aus meiner Sicht eindeutig dem geplanten 
LAVE zuzuordnen.  

Ich habe keine Bedenken, dass irgendeine Gefahr besteht, dass es durch eine Um-
strukturierung verzögert werden könnte. Ich bin natürlich keine Mitarbeiterin der Be-
hörde oder des Ministeriums, aber ich habe dahin gehend weniger Bedenken. Das ist 
wohl relativ unproblematisch zu machen. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur zweiten Frage- und Antwortrunde. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Hansen, Sie haben sich in Ihrer Stellungnahme 
sehr deutlich gegen die Neugründung von LAVE und LANUK ausgesprochen und the-
matisieren dabei die Nationalparkverwaltung. Welche spezifischen Vorteile der bishe-
rigen Struktur sprechen aus Ihrer Sicht so stark gegen die vorgeschlagene Verlage-
rung zum LANUK? Was läuft jetzt so viel besser, als es in Zukunft laufen wird?  

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Auch ich 
wünsche ein frohes neues Jahr und hoffe, dass wir alle in diesem Jahr zu sehr guten 
und zielführenden Entscheidungen kommen werden.  

Zur ersten Frage der SPD-Fraktion. Auch uns ist nicht bekannt, dass es ein Gutachten 
gibt. Gäbe es ein Gutachten, das uns bekannt gewesen wäre, hätten wir es natürlich 
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sehr genau untersucht und in unsere Stellungnahme eingearbeitet. Es gibt allerdings 
negative Äußerungen insbesondere der Bediensteten, was die fachliche Durchlässig-
keit zwischen den einzelnen, neuen Häusern in Zukunft angeht.  

Ich kann nur für das Thema „Wald“ und vielleicht ein bisschen für das Thema „Jagd“ 
sprechen. Der Wald ist ein Gesamtökosystem, das es in Nordrhein-Westfalen in un-
terschiedlichen Ausprägungen gibt: einerseits als Nationalpark, wo es einen Prozess-
schutz gibt, und andererseits als intensiv bewirtschaftete Wirtschaftswälder. In all die-
sen Wäldern findet Natur statt. Es war bisher ein ausgesprochener Glücksfall, dass die 
dort Tätigen sich intensiv über die unterschiedlichsten, insbesondere durch den Klima-
wandel bedingten Probleme ausgetauscht haben.  

Erkenntnisse aus dem Nationalpark sind in die Bewirtschaftung der Wirtschaftswälder 
mit eingeflossen. Es war immer Aufgabe und Trachten der Forstverwaltung, unsere Wäl-
der multifunktional mit möglichst vielen Naturschutzaufgaben auszurüsten. Andererseits 
hat es aber auch immer wieder Rückmeldungen in den Nationalpark gegeben, was sinn-
volle Arbeitsverfahren und Öffentlichkeitsarbeit angeht. Auch im Landesbetrieb finden 
enorm viel Öffentlichkeitsarbeit und Lehrangebote für Kinder und Jugendliche statt.  

Es hat einen intensiven Austausch in vielen Arbeitskreisen gegeben, auch gemeinsam 
mit dem Naturschutz, mit den Waldbesitzenden und mit den Jägern und Jägerinnen. 
Für uns ist in diesem Wald im Klimawandel besonders wichtig, dass es einen ange-
messenen Wildbestand gibt. Das war bisher in einem Haus, es gab die Möglichkeit 
des sehr kurzen Dienstweges, und das soll jetzt fragmentiert werden. Ich selbst habe 
lange genug im Landesbetrieb Wald und Holz NRW gearbeitet; ich weiß, wie schwierig 
es ist, über Behördengrenzen hinweg zu gemeinsamen Konzepten zu kommen, weil 
sie immer wieder genehmigt werden müssen. Das Denken im eigenen Haus ist deut-
lich einfacher, deutlich zielführender und kostengünstiger. Das kommt noch obendrauf.  

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Ich schließe mich an und stelle im Grunde die gleiche 
Frage, aber an Frau Nickel. Sie kommen in Ihrer Schlussfolgerung zu einem anderen 
Ergebnis und befürworten die Angliederung der Nationalparkbehörde an das LA-
NUV/LANUK. Können Sie Ihre Argumente darstellen, aufgrund derer Sie zur gegen-
teiligen Auffassung von Herrn Hansen kommen?  

Dr. Elsa Nickel (Bundesverband Beruflicher Naturschutz [per Video zugeschaltet]): 
Ich stimme Herrn Hansen in vielen Bereichen zu: Durch die zwei neuen Landesämter 
werden Doppelstrukturen geschaffen, es entstehen viele neue Schnittstellen, und bis-
her in einem Haus mögliche Synergien und Effizienzrenditen werden abgeschnitten. 
Das ist sehr nachteilig.  

Im Fall der Nationalparkverwaltung sehe ich indes tatsächlich eine Bündelung. Das ist 
der Sinn von Bürokratieabbau: zusammenzufassen, zu verschlanken, zu bündeln, al-
les in eine Hand zu geben. Der Nationalpark ist eindeutig eine Kategorie des Natur-
schutzgesetzes, und zwar sowohl des Bundesnaturschutzgesetzes als auch aller Lan-
desnaturschutzgesetze, und eine Naturschutzkategorie gehört natürlich in die Natur-
schutzabteilung. Hierbei sind die von Herrn Hansen gewünschten Synergien, nämlich 
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die Übertragung von wissenschaftlichen Erkenntnissen der Nationalpark- und Wildnis-
forschung auf die nachhaltige Forstwirtschaft, genauso möglich. Diese Zusammenar-
beit wird und muss fortbestehen. Da wird es weiterhin keine Kompetenzstreitigkeiten 
geben. Ich halte das in der Tat für eine Bündelung.  

Die von Herrn Hansen in seiner schriftlichen Stellungnahme ausgedrückte Sorge, dass 
es zu hohen Kosten führen werde, falls es eine eigene Abteilung in der Landesanstalt 
wird, lässt sich wie folgt begegnen. Solange es einen Nationalpark gibt, würden auch 
ein Referat oder sogenannte organisatorische Arbeitsgruppen ausreichen – es muss 
keine Abteilung sein –, die aus zwei oder drei Referaten bestehen. Die Referatsleitung 
wird natürlich nicht so hoch dotiert wie B2. Das ist alles möglich. Es wird mit Sicherheit 
in Zukunft weitere Nationalparke und Wildnisgebiete geben müssen. Das steht auch 
im Koalitionsvertrag. Dazu hat sich Deutschland auf internationaler und auf europäi-
scher Ebene verpflichtet. 

Markus Höner (CDU): Herr Conzen, mir geht es darum, warum der neue Ressortzu-
schnitt notwendig ist. Wir haben eben von Herrn Steinheuer schon etwas zur Effizienz 
gehört. Das Thema „Effizienz“ kann auch aus einer anderen Sichtweise durchaus po-
sitive Effekte mit sich bringen. Durch kürzere Abläufe, andere Strukturen und Kommu-
nikation können möglicherweise Vorteile auftreten. Wie sehen Sie einen Effizienzge-
winn in diesem Bereich? 

Bernhard Conzen (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): In der momentanen Si-
tuation, in der bestimmte Bereiche getrennt sind – das betrifft die Kompetenzbereiche 
„Landwirtschaft“ und „Umwelt“ –, machen wir die Erfahrung, dass gewisse Dinge lie-
genbleiben bzw. nicht abgearbeitet werden. Das wurde eben in Teilen schon von Herrn 
Hansen angesprochen. Daher sehen wir einen möglichen Vorteil darin, schneller, effi-
zienter zu arbeiten. Ich sehe es also nicht so, dass jetzt neue Strukturen geschaffen 
werden, sondern dass bei einem Türschildwechsel die Mitarbeiter bleiben, wo sie sind, 
und zügig zuarbeiten, weil sie wissen, wem sie zuarbeiten müssen. Weil die Fragestel-
lungen dann sehr konkret sind, ist man schneller.  

Frau Heitzig hat das gerade sehr deutlich gemacht. Insbesondere bei der Seuchenbe-
kämpfung können wir es uns kein Kompetenzgerangel erlauben, wer zuständig oder 
nicht zuständig ist. Vielmehr müssen Entscheidungen innerhalb von zwei, drei Stunden 
getroffen werden, um zu schnellen Lösungen zu kommen. Deshalb sehen wir in dem 
Ansatz, dass die Zuarbeit kommt und dass eine Trennung in die für die Landwirtschaft 
zuständigen Bereiche hinein besteht – ich spreche nur für den landwirtschaftlichen 
Bereich –, wodurch kurze Wege geebnet sind und ein Zuschnitt besteht, der vom Kom-
petenzbereich dahin gehört. Damit gibt es für diesen Berufsstand bzw. für diesen Be-
reich schnelle Lösungen.  

Ich sehe also nicht, dass Mehrkosten entstehen, wie es eben gesagt wurde. In dem 
Zuschnitt müssen die Kompetenzen so gebündelt werden, dass keine Mehrkosten ver-
ursacht werden. Das meint die Bezeichnung des Schildwechsels. Ich sehe dadurch also 
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keine Kostenexplosion in irgendeiner Form, sondern dass die Zuständigkeit, der schnelle 
Zugriff, die schnelle Zuarbeit gesichert werden. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Steinheuer, Sie haben gerade die Ausführungen von 
Herrn Conzen gehört. Er hat sehr deutlich gemacht, dass die Landesregierung und die 
nachgelagerten Behörden im Moment nicht effizient arbeiteten, dass viele Sachen lie-
gen blieben und nicht gemacht würden. Herr Conzen hat gerade auch gesagt, dass 
zusätzliche Kosten vermieden werden könnten und dass der Mehrwert größer sei. Wie 
beurteilen Sie das insbesondere angesichts der Erfahrungen aus der Vergangenheit? 

Rik Steinheuer (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Die Fakten lauten, 
dass zusätzlichen Geld in den Haushalt eingestellt wurde. Man kann also nicht sagen, 
dass die Aufspaltung keinen zusätzlichen Finanzbedarf bedeutet.  

Die andere Sichtweise, dass sich durch schlankere einzelne Behörden die Möglichkeit 
ergibt, die Aufgaben schneller, effizienter zu erledigen, ist eine Hoffnung, die wir aus 
den eben schon angeklungen Gründen nicht teilen. Es gibt weiterhin Schnittstellen 
zwischen diesen beiden Behörden, und Abstimmungen werden erforderlich sein. Wir 
teilen die Einschätzung, dass das eher komplizierter wird, nachdem es auf zwei Be-
hörden aufgespalten wurde.  

Die zusätzlichen Kosten bzw. Aufwände stehen fest. Es wird definitiv zwei Behörden-
leitungen geben. Es müssen zwei Personalabteilungen und gewisse Bereiche, was die 
Organisation angeht, vorgehalten werden. Das gibt es künftig doppelt. Wenn die eine 
Behörde dann doch für die andere etwas miterledigen soll, stellen sich Fragen der 
Verrechnung, und es werden sich mit Sicherheit lauter Probleme auftun.  

Es handelt sich nur um eine vage Hoffnung, dass die separierten Behörden schlag-
kräftiger und schneller handeln können. Wir teilen diese Hoffnung nicht, und wir haben 
das in unserer schriftlichen Stellungnahme auch umfangreich dargelegt. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Hansen, Sie kritisieren in Ihrer schriftlichen Stellung-
nahme die Einrichtung einer Nationalparkbehörde für auch perspektivisch lediglich ei-
nen Nationalpark als überdimensioniert. Hielten Sie eine Nationalparkbehörde für an-
gemessen, wenn es mehr als einen Nationalpark gäbe? Wie sollte ein solcher zweiter, 
dritter – wer weiß, wie viele es noch werden – Nationalpark einressortiert werden? 
Einfacher gefragt: Braucht es unabhängig davon, wie viele Nationalparke es gibt, über-
haupt eine Nationalparkbehörde?  

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Die bun-
desweite Erfahrung zeigt bzw. es ist in vielen Bundesländern so organisiert, dass die 
Nationalparke von den Forstbehörden oder von der Forstverwaltung häufig erfolgreich 
mit gegründet und mit betreut werden.  

Die Leitung der Nationalparkverwaltung wurde bisher durch ein Nationalparkforstamt 
durchgeführt. Der Landesbetrieb hat das also durchgeführt. Das hat der positiven 
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Entwicklung keinen Abbruch getan. Im Gegenteil: Das war eine schlanke, effiziente 
Lösung, mit der sehr wohl auf alle anderen Ressourcen des Landesbetriebs problem-
los zurückgegriffen werden konnte.  

Die hypothetische Frage, wie es aussieht, wenn es weitere Nationalparke gibt, muss 
dann beantwortet werden, wenn es tatsächlich so weit sein sollte. Mir fehlt die Fanta-
sie, warum es notwendig sein sollte, die bisherige Leitung eines Nationalparkes durch 
eine weitere Oberleitung anzureichern. Der Erkenntnisgewinn erscheint mir relativ ge-
ring, zumal im Nationalpark ohnehin schon sehr unterschiedliche Fachrichtungen zu-
sammenarbeiten. Das erscheint mir angesichts der Tatsache, dass es zumindest auf 
absehbare Zeit bei einem Nationalpark in Nordrhein-Westfalen bleiben wird, ein völlig 
unnötiger bürokratischer Aufwand zu sein. Das kann im bisherigen System oder im 
System vor dieser Koalition fachlich und sachlich sehr gut geleistet werden. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Damit schließen wir die zweite Frage- und Antwort-
runde ab und beginnen mit der dritten.  

René Schneider (SPD): Meine Nachfrage richtet sich an Herrn Conzen, der mich hat 
aufhorchen lassen. Sie haben sinngemäß gesagt – ansonsten korrigieren Sie mich 
bitte –, dass durch die Aufspaltung der Ministerien Dinge in der Vergangenheit liegen 
geblieben seien. Tatsächlich erleben wir im Ausschuss, dass die Blauzungenkrankheit 
vom MLV gut gemanagt wird und dass bei der Maul- und Klauenseuche die Warnung 
sofort herausgegeben wurde. Ich glaube, dass es dabei keine Abstimmungsschwierig-
keiten gab.  

Liegt das manchmal trotzdem wahrnehmbare Ruckeln nicht viel eher an der Trennung 
der Ministerien? Lautet die Lösung dann nicht, nicht noch weiter ins Klein-Klein zu ge-
hen, sondern vielleicht – diese Frage sollte man so vielleicht nicht stellen –, über die 
Rückkehr zu einem Ministerium zu sprechen? Wäre das nicht die bessere Lösung für 
die Landwirtschaft statt einer weiteren Diversifikation? Im Jahr 2007 haben wir genau in 
diese Richtung diskutiert: dass Bündelung besser ist als Klein-Klein. Ist nicht die Lösung 
des von Ihnen skizzierten Problems, das ohne Frage vorhanden ist, die beiden Ministe-
rien wieder zusammenzubekommen, wie es von Herrn Steinheuer und auch von ande-
ren Sachverständigen hier schriftlich vorgeschlagen wird? Müsste man nicht wieder da-
hin zurückkehren, bevor wir jetzt nur zu der zweit- oder drittbesten Lösung kommen? 

Bernhard Conzen (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Das ist eine extrem 
schwierige Frage. – Die Situation stellt sich wie folgt dar. Nach der letzten Wahl ist 
getrennt worden. Das Landwirtschafts- und Umweltministerium ist als Ressort zu groß 
und kopflastig geworden, und die Bereiche Umwelt, Klima, Biodiversität und alles, was 
damit zusammenhängt, waren in der Abstimmung zur Landwirtschaft schwerpunktmä-
ßig viel größer als die Landwirtschaft selbst. Ich nehme an, dass aus diesem Grund 
gesagt wurde – um dem Stellenwert eine andere Bedeutung zu geben –: Wir müssen 
das trennen, damit die landwirtschaftlichen Belange nicht weniger beachtet werden, 
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weil die Kompetenz möglicherweise in einem anderen Bereich ist. – Das entzieht sich 
meiner Kenntnis.  

Ich kann dazu nur sagen, dass es in den vergangenen Jahren hilfreich gewesen ist, 
dass man das unter einem Hut gesehen hat; ich habe es lange genug erlebt. Das ist 
in Ordnung. Auf der anderen Seite ist es in anderen Ländern genauso üblich, diese 
Bereiche zu trennen. Es war in Nordrhein-Westfalen ein Novum – es gab noch ein oder 
zwei Länder –, dass die Bereiche „Umwelt“ und „Landwirtschaft“ zusammen waren.  

Dementsprechend hat man sich, glaube ich, dazu entschieden, daraus zwei Ministe-
rien zu machen, um den Belangen eine entsprechende Bedeutung zu geben. Das kann 
ich seitens des Berufsstandes nur befürworten bzw. ich habe erkannt, dass man die 
Wertschätzung, die Gewichtung der Landwirtschaft, erkannt und gesagt hat, dass dazu 
auch ein eigenes Ministerium gehört. Eigentlich muss daran gearbeitet werden, dass 
die momentane Ausstattung nicht genau passt und nur ein sehr kleiner Stab vorhan-
den ist. 

Daher sagen wir, dass eine Trennung der Aufgaben, die früher unter einem Kopf bzw. 
in der Zusammenarbeit gebündelt waren, hilfreich sein könnte, um die Zuarbeit zum 
bzw. die Arbeit im Landwirtschaftsministerium zu stärken und besser umzusetzen. 
Deshalb habe ich eben von kurzen Wegen gesprochen; es ist nötig, das umzusetzen.  

Herr Schneider, sie haben die Seuchenbekämpfung angedeutet. Würde man da nicht 
reagieren, wäre das ein Fauxpas. Das muss man deutlich sagen. Würde es dann nicht 
funktionieren, wäre das sehr schlecht. Das ist unsere Sicht zu dem Thema „Ministerien“. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Herr Conzen, bei Tierseuchen ist der Sachverhalt ei-
gentlich fast immer so, dass sowohl Nutztiere als auch Wildtiere betroffen sind. Das 
gilt für die Vogelgrippe, die Schweinepest und die Hasenpest; das haben wir eben 
schon gehört. Die gesetzliche Zuständigkeit des Umweltministeriums über den Arten-
schutz ist also immer gegeben. Die Umweltseite ist also immer dabei. Durch die Tren-
nung machen Sie eine neue Schnittstelle auf. Oder haben Sie eine andere – das ist 
die Frage an Sie – … wo Sie sagen, warum das nicht der Fall ist?  

Ich nenne ein aktuelles Beispiel aus dem Lande. Es tritt eine Tierseuche wie die Vo-
gelgrippe auf. Auf der einen Seite ist über Wildgänse und Ähnliches die Naturschutz-
seite und damit das Umweltministerium und auf der anderen Seite die Tierseuchenbe-
kämpfung mit drin. Entsteht durch die Aufteilung nicht eine zusätzliche Schnittstelle? 
Wo sehen Sie den Effizienzgewinn in dieser neuen Lösung an dem konkreten Beispiel 
von Tierseuchen? Dabei sind, glaube ich, immer auch Wildtiere mit im Spiel.  

Bernhard Conzen (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Herr Wille, das ist na-
türlich alles herausfordernd; da bin ich bei Ihnen. Zunächst einmal geht es um das, 
was ich eben zu dem Ministerium erklärt habe. Es geht um den Nutztierbestand. Das 
ist sicherlich zunächst einmal etwas ganz anderes, weil es dabei um Ernährungsfragen 
geht, und das ist in der Komplexität noch ein bisschen größer als ein Wildbestand 
draußen. Beides ist wichtig, und wir müssen beides im Auge behalten, was die 
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Bekämpfung von Seuchen angeht, weil die Übertragung zweifellos auch durch Wild-
tiere stattfindet. Denken Sie an die Schweinepest oder Ähnliches.  

Man muss also beides im Auge behalten, was heute auch in Teilen durch das LANUV 
getan wird. Da gibt es keinen Widerspruch. Der Bereich „Umwelt“ ist dabei also immer 
mit betroffen, aber es geht zunächst einmal darum, die Vorsorgebestände im Nutztier-
bereich zu schützen. Das ist eine andere Herausforderung als eine Wildschutzbeglei-
tung draußen. Da kann man nicht so unterwegs sein wie bei den Nutztieren. Deshalb 
ist es zumindest nach meiner Überzeugung notwendig, in diesem Bereich auch eine 
spezielle Ausrichtung zu haben.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Steinheuer, wir kennen uns aus anderen Zusammenhän-
gen. Sie sind kein Agrar- und Umweltexperte, und das müssen Sie auch überhaupt 
nicht sein. Das haben Sie hier auch direkt deutlich gemacht.  

Ich greife Ihre schriftliche Stellungnahme auf. Dort haben Sie zur Verwaltungsreform 
aus dem Jahr 2007 ausgeführt. Wir haben damals einzelne Behörden zusammenge-
führt; das LEJ wurde eben schon angesprochen. Wir haben aber nicht nur das LANUV 
gegründet, sondern zum Beispiel auch Teilbereiche aus dem damaligen LÖBF in die 
Bezirksregierung überführt. Ihrer Logik folgend müssten doch eigentlich alle Landes-
ämter aufgelöst und die Mittelbehörden gestärkt werden, indem sie darin integriert wer-
den. Dann wäre es noch schlanker.  

Sie haben in Ihren Ausführungen darauf verwiesen, dass das LANUV von 800 auf 
mehr als 1.400 Stellen gewachsen sei. Jetzt kann man natürlich fragen, ob das Büro-
kratie ist, die sich selbstständig aufbläht, oder ob zusätzliche Aufgaben zugeordnet 
werden, die im Laufe der Jahre entstanden sind und für die dann auch qualifiziertes 
Personal benötigt wird, dass dann auch entsprechend ausgelastet wird.  

Nur zu sagen, dass nachher in zwei Häusern jeweils eine Z-Abteilung bezogen auf 
Personal und Organisation besteht, ist mir zu einfach. Wenn die Behörde von 800 auf 
1.400 Mitarbeiter wächst, werden in ihrer Z-Abteilung bei 1.400 Mitarbeitern mehr 
Leute arbeiten, als dort vorher gearbeitet haben. Deswegen ist es eine zu einfache 
Rechnung, zu sagen, das sei zusätzlicher Aufwand, der vermieden werden sollte. 
Dann müsste in der logischen Konsequenz alles aufgelöst werden und in die Mittelbe-
hörden integriert bzw. dort zusammengeführt werden. 

Rik Steinheuer (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Herr Dr. Nolten, Sie 
haben zu Recht gesagt, dass wir keine Fachexperten in diesem Bereich sind. – Aus 
Sicht der Steuerzahler ist uns wichtig, dass die effizienteste Lösung gewählt wird, und 
diesbezüglich haben wir hier Zweifel.  

In der Vorlage wird nicht aufgezeigt, dass man diese Neugliederung mit dem Ziel vor-
nimmt, mehr Effizienz zu schaffen. Würde das nachvollziehbar dargelegt, würden wir 
das befürworten, allerdings sprechen die Fakten aus unserer Sicht eine andere Spra-
che. Fakt ist, dass im Haushalt mehr Geld eingeplant ist. Fakt ist auch – das haben 
Sie selbst gesagt –, dass es zwei Z-Abteilungen geben wird. Das ist klar; das können 
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wir nicht wegdiskutieren. Dieser Aufwand wird auf jeden Fall entstehen. Dass die ge-
trennten Behörden schlagkräftiger, effizienter sind, wurde aus unserer Sicht nicht an-
satzweise überzeugend vorgetragen, auch nicht in der Vorlage. Daher sehen wir diese 
Aufspaltung kritisch.  

Wir haben gesehen, dass das LANUV im Laufe der Jahre kräftig angewachsen ist, und 
gehen davon aus, dass es mit zusätzlichen Aufgaben zusammenhängt. Sollte es je-
doch damit zusammenhängen, dass es in Behörden eine Art Automatismus gibt, auf-
grund dessen sie automatisch immer weiterwachsen, wäre das erst recht ein Grund, 
nicht noch eine zweite Behörde zu gründen. Dann gäbe es diesen Effekt möglicher-
weise in zwei Behörden und dann noch verstärkt.  

Zurück zum Ausgang: Wir sehen hier nicht ansatzweise dargelegt, dass die Aufspal-
tung zu mehr Effizienz führt. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Hansen, die Struktur der nachrangigen Behörden ist 
dem Tatbestand geschuldet, dass die Koalitionsfraktionen die Häuser aufgeteilt und 
das Gebiet „Verkehr“ mit dem Gebiet „Umwelt“ zusammengebracht haben. Das kann 
vielleicht ein paar Effizienzgewinne bringen, aber letzten Endes lautet die Frage – das 
war auch die Frage des Kollegen Dr. Wille –, ob dabei nicht auch Effizienz verloren geht.  

Ich vermute, dass Sie vor zweieinhalb Jahren nicht gefragt wurden, ob die Aufteilung 
der Ministerien Sinn macht. Wenn Sie entscheiden könnten, die Ministerien jetzt wie-
der neu zu strukturieren und damit auch die nachgegliederten Behörden nicht aufteilen 
zu müssen – wäre das Ihr Ziel? Macht es aus dem Blickwinkel „Forst“, aber auch aus 
der Richtung von Biodiversität und Klimaschutz Sinn, die Ministerien und die nachge-
gliederten Behörden aufzuspalten oder nicht?  

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Es ist nicht 
so, dass die Verbände vor den oder während der Koalitionsverhandlungen nicht be-
fragt würden – das ist wohl bei allen Koalitionen so –, ob bestimmte Dinge fachlich 
sinnvoll oder nicht sinnvoll sind. Das war bei allen Koalitionen, die ich in Nordrhein-
Westfalen erlebt habe, Usus.  

Allerdings hat es bis zum Abend vor dem Abschluss des Koalitionsvertrages auch nicht 
die leiseste Andeutung gegeben, dass man das Umweltministerium aufteilen möchte. 
Vielmehr wurde in allen Beratungen und Stellungnahmen davon ausgegangen, dass 
dieses Ministerium in dieser Konstellation erhalten bleibt. Das ist immerhin seit Klaus 
Matthiesen so, und es hat sich für das bevölkerungsreichste Bundesland auch als ext-
rem erfolgreich herausgestellt, weil dort alles in einer Hand gebündelt war.  

Insofern haben wir daraus rückgeschlossen, dass das einer gewissen Koalitionsarith-
metik zum Opfer gefallen ist. Mutmaßlich deshalb gibt es auch kein Gutachten oder 
keine Stellungnahme irgendeines Verbandes dazu; sie wurden im Vorfeld nicht ge-
fragt, was sie davon halten, dass eine entsprechende Aufteilung erfolgen wird. Ich 
weiß auch von anderen befreundeten Verbänden aus der Wald- und Forstwirtschaft: 
Wir alle waren zuerst überrascht und dann zum Teil entsetzt, dass man zu solch einer 
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Lösung gekommen ist. Warum das so ist, wissen nur die Koalitionäre. Dazu gibt es 
aber nichts Erhellendes oder Schriftliches.  

Sie hören aus meinem Redebeitrag heraus, dass wir diese Tradition in Nordrhein-
Westfalen sehr gerne fortsetzen würden, weil es sich bewährt hat, das in einer Hand 
zu haben. Jetzt wurde zwei Jahre lang mit einem immensen Personalaufwand verhan-
delt. Es wurde berechnet, wem die Flächen gehören. Riesige Summen müssen im 
Haushalt verschoben werden. Personal muss aufgeteilt werden. Personalräte müssen 
aufgeteilt werden, die zum Teil im neuen Ministerium für den Nationalpark dann nicht 
vorhanden sind. Es ist also eine Fülle von Reibungspunkten entstanden, die aus un-
serer Sicht völlig unnötig sind.  

Die klare Antwort lautet also: Wir plädieren dafür, es in dem Zustand zu erhalten, wie 
es vor der Koalition war. Wir setzen große Hoffnungen darauf, dass in einer neuen 
Koalition – die vielleicht die alte ist oder ganz anders zusammengesetzt ist – der Zu-
stand von vor der Koalition wiederhergestellt wird, weil die Synergien dieses Kon-
strukts bei Weitem das überwiegen, was es jetzt im Detail tatsächlich an Verbesserun-
gen geben mag. 

Zacharias Schalley (AfD): Frau Dr. Nickel, Sie kritisieren in Ihrer schriftlichen Stel-
lungnahme, dass der neu entstehende Ressourcenbedarf für den Verwaltungswasser-
kopf – so nenne ich es einmal; der Bund der Steuerzahler wirft die Zahl von 1,4 Millio-
nen Euro in den Raum – besser in die Fachverwaltungen in den Behörden gesteckt 
werden sollte. Sie erwähnen insbesondere die Umweltverwaltung. Können Sie uns ein 
paar Zahlen liefern oder ausführen, wie hoch Ihrer Ansicht nach der Bedarf auf dieser 
Ebene der Fachverwaltungen ist? 

Dr. Elsa Nickel (Bundesverband Beruflicher Naturschutz [per Video zugeschaltet]): 
Dazu habe ich keine genauen Zahlen. Ich kann nur grundsätzlich sagen, dass die 
Fachverwaltungen immer neue Aufgaben bekommen und die bisherigen Aufgaben er-
halten bleiben. Die neuen Aufgaben aus EU-Verträgen, von der Bundesebene oder 
auch vom Land selbst kommen zusätzlich hinzu und werden meistens nicht mit Per-
sonal hinterlegt, sodass dadurch mehr Personalbedarf entsteht.  

Würden zwei Landesämter kreiert, würden durch die entstehenden Abstimmungsvor-
gänge immer mehr Ressourcen verbraucht und mehr Personalbedarf entstehen. Kom-
petenzstreitigkeiten sind überall dort vorprogrammiert, wo Schnittstellen sind. Sie kön-
nen in einem Haus leicht gelöst werden, werden dann aber in Zukunft eskalieren. Das 
kostet Ressourcen und Zeit.  

Zu dem konkreten Personalbedarf muss ein Gutachten erstellt werden, wie es teil-
weise in anderen Bundesländern gemacht wurde. Das kann man nicht so aus dem 
Ärmel schütteln. Allein durch die in der Zukunft zunehmenden Aufgaben wird es den 
momentan abgebildeten Personalbedarf geben. Allerdings wird sich in zwei Ämtern 
durch zwei Leitungsbereiche und zwei Präsidenten organisatorisch viel Verdoppeln 
und so Overhead hinzukommen. Das wird allein mit Türschildmodellen nicht gelöst 
werden.  
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Vielmehr braucht es mehr Personal für IT, für das Justiziariat, für die Vergabe nach 
EU-Ausschreibungen, für den Datenschutz, für die Förderung und für Förderpro-
gramme. Woher soll das Personal kommen? In den Kommunen sind bundesweit 
schon heute 100.000 Stellen unbesetzt. Es fehlt hinten und vorne an Fachpersonal, 
besonders in Genehmigungsbehörden. Versuchen Sie einmal, IT-Experten für die Ver-
waltung zu bekommen. Die sind in der Verwaltung kaum zu bekommen. Auch das 
werden Sie in zwei Landesämtern verdoppeln. Dadurch werden also die Bedarfe ver-
größert. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir steigen in die vierte Frage- und Antwortrunde ein. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Hansen, ich komme zur Forstpraxis zurück. 
Wenn eine Aufspaltung, wie sie geplant ist, kommt und sich die Zuständigkeiten tren-
nen, wie würde sich das auf die Praxisnähe und die Expertise im Bereich der Waldbe-
wirtschaftung und des Naturschutzes auswirken? Was würde bei der Auslagerung des 
Nationalparks in das LANUK für den Nationalpark bzw. für die fachliche Praxis im Na-
tionalpark konkret besser werden?  

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Ich hatte 
es eben schon kurz ausgeführt: Wir als Förster und Försterinnen gehen davon aus, 
dass es lediglich einen Wald gibt, der allerdings unterschiedlich behandelt oder bewirt-
schaftet wird – sei es in Form eines Nationalparks, in Form von Wildnisflächen oder in 
Form von Wirtschaftswald. Wir erwarten, dass überall Naturschutz und Artenschutz 
stattfinden, die Erholungsmöglichkeit der Bevölkerung gesichert wird und dass wir wirt-
schaftlich sinnvoll wirtschaften. Auch für einen Nationalpark gilt, dass er möglichst wirt-
schaftlich betrieben wird. Für uns ist Wald nicht teilbar, auch nicht gedanklich. Vielmehr 
wird Wald mit unterschiedlichen Schwerpunkten behandelt oder nicht behandelt.  

Das führt zu einem intensiven Austausch gerade bezogen auf den Klimawandel. Was 
die ganzen Erkenntnisse angeht, die gemeinsamen Veranstaltungen, die gemeinsame 
Möglichkeit – wir haben gerade von dem Thema „EDV“ gehört; das spielt dabei eine 
Rolle –, kann jeder auf die Erkenntnisse des anderen zugreifen. Das alles wird zumin-
dest erschwert, wenn das Ganze in zwei Häusern angesiedelt ist. Es deutet sich be-
reits an, dass es unterschiedliche Meinungen gibt, die dann durch eine dritte Stelle in 
welcher Form auch immer geschlichtet werden müssen. Das ist ein immenser Auf-
wand. Manchmal wird es auch einfach liegengelassen. Unsere Befürchtung ist, dass 
es noch mehr dazu führt, dass wir nicht schnell handeln.  

Welchen Vorteil das für einen Nationalpark haben kann, vermag ich im Augenblick 
nicht zu sehen. Die Handlungsweisen im Nationalpark sind durch die Nationalparkver-
ordnung festgelegt. Daran muss sich egal welches Ministerium halten.  

Das gemeinsame Tun und das gemeinsame Auswerten gehen aber immer weiter ver-
loren, je mehr Sie das aufsplitten. Ich bin fest davon überzeugt, dass es deutlich mehr 
Finanzen und Personal binden wird, weil Querschnittsaufgaben in beiden Konstrukten 
dargestellt werden müssen. Das führt immer zu entsprechenden Reibungsverlusten. 
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Meine Frage richtet sich an den Landesjagdverband. 
Wenn ich mir die gesamten vorliegenden Stellungnahmen anschaue, dann sehe ich, 
dass die bisherige Struktur als solche und auch die Arbeitsweise des LANUV als zu-
friedenstellend bzw. gut bewertet werden. Es gibt ein paar Einschränkungen hinsicht-
lich der Behördengröße, die eventuell zu Ineffizienz führen könne. Daher wird argu-
mentiert, dass es eventuell besser werden könnte, wenn es kleinere Einheiten gäbe. 
Ob das so ist, sei dahingestellt; das wird erst der Realitätscheck ergeben.  

In der Debatte bisher wurde zum Beispiel von Herrn Brockes das Framing vorgenom-
men, dass in den Ministerien Sachen gegebenenfalls nicht gemacht würden und dass 
es angeblich ein Kompetenzgerangel gebe.  

Frau Heitzig, Sie hatten die Forschungsstelle kurz erwähnt und dass sie diese als stief-
mütterlich behandelt ansehen. Es handelt sich dann um eine Frage der Prioritätenset-
zung; darum, zu sagen, dass auf diesen Themenbereich mehr Augenmerk gelegt wer-
den muss. Im Hinblick auf Tierseuchen wurde dargestellt, dass die Umsetzung ent-
sprechender Maßnahmen im Land eigentlich ganz gut läuft. Haben Sie in den letzten 
Jahren bei der derzeit bestehenden Behördenstruktur Kompetenzgerangel in der Pra-
xis erlebt? Haben Sie erlebt, dass Dinge zu lange gedauert haben? Können Sie be-
gründen, dass es durch eine Aufteilung besser werden könnte, also dadurch, dass es 
eine weitere Behörde gibt und dass Organisationsprozesse neu strukturiert werden? 

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Ich beschreibe meine 
Wahrnehmung. Ich bin noch nicht allzu lange im Amt, habe aber natürlich verfolgt, wie 
sich das Ganze entwickelt hat.  

Das LANUV ist aus dem ehemaligen Umweltministerium – ich sage es verkürzt – ent-
standen. Unser Eindruck ist, dass die Mitarbeiter im LANUV weiterhin in dieser The-
matik schneller agieren, als wenn es um unsere Themen „Jagd“ und „Landnutzung“ 
und auch um die Nutzung von Ressourcen geht.  

Genauso wie der Landwirtschafts-Verband sind wir ein Landnutzerverband. Bei unse-
ren Verbänden ist hängen geblieben, dass dieses alte LANUV die Arbeit weiterge-
macht hat und die Teilung der Ministerien an der Basis noch immer nicht so ganz an-
gekommen ist, um es vorsichtig auszudrücken. Meine Wahrnehmung ist, dass es für 
uns effizienter wäre und unsere Interessen eher vorangetrieben bzw. berücksichtigt 
würden, wenn es auch in der Mittelbehörde bzw. in der nachgeordneten Behörde zu 
der Teilung käme.  

Natürlich gibt es Verflechtungen. Darauf haben auch Herr Hansen und Herr Conzen 
hingewiesen. Auch Jagd hat schon von der Sache her logischerweise mit Umwelt-
schutz und mit Naturschutz zu tun, genauso wie Forst. Trotzdem habe ich zum Beispiel 
Herrn Krischer bis heute nicht kennengelernt. Es bestand offensichtlich keinerlei Inte-
resse des Umweltministeriums, mit dem Jagdverband Kontakt aufzunehmen oder auf 
unseren Kontaktwunsch überhaupt nur einzugehen. Diese Thematik treibt mich um, 
und deshalb spreche ich mich vehement dagegen aus, die Ministerien wieder zusam-
menzulegen und dann möglicherweise wieder unter ein Umweltministerium zu fassen, 
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das unter grüner Leitung steht, um das so deutlich zu sagen. Auch wenn ich zu den 
Abgeordneten – auch zu Ihnen, Herrn Kaiser – durchaus einen guten Kontakt pflege … 

(René Schneider [SPD]: Bis heute! – Heiterkeit) 

– Entschuldigung, aber ich möchte offen sein. Uns hat die Trennung sehr erleichtert, 
dass die Ministerien unter getrennte Leitung gestellt wurden und dass für die Jagd und 
für die Landnutzung eine andere Behörde zuständig war als bisher. Deswegen begrü-
ßen wir es, wenn das LANUV und die Strukturen dementsprechend aufgeteilt werden. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Man kann schon im Vorfeld einer Anhörung Pressemitteilun-
gen raushauen, wie es eine Fraktion im Vorfeld dieser Anhörung getan hat. Ob das 
gut ist, ist fraglich – ich halte es für etwas despektierlich –, aber man kann es tun und 
so einen Satz rauskloppen wie: 

„Ministerien bastelt man nicht nach parteipolitischen Vorlieben, sondern struk-
turiert sie anhand dessen, was sinnvolles Regierungshandeln ermöglicht.“ 

Eben wurde Herr Matthiesen erwähnt. In NRW gab es ab 1985 das MURL, und ab 
1986 war Herr Wallmann der erste Umweltminister auf der Bundesebene. Wenn wir 
uns heute anschauen, wie groß das Umweltministerium auf der Bundesebene ist, dann 
lässt sich daran ein Stück weit nachzeichnen, was auch beim LANUV passiert ist.  

Bevor hier so viele Krokodilstränen geheult werden, frage ich: Wenn Umwelt- und Na-
turschutz 40 Jahre lang zusammenhängen und dass das einzige Bild sein soll, was 
auch realisierbar ist, warum sind die anderen Bundesländer dem dann nicht gefolgt?  

Herr Hansen, welche konkreten Initiativen hat der BDF in Niedersachsen gestartet, um 
das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
mit dem NLWKN oder mit der Nationalparkverwaltung Harz zusammenzuführen? 

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Ich kann 
natürlich nicht für das Land Niedersachsen sprechen, welche Initiativen dort ergriffen 
worden sind. Ich kann nur berichten, dass Kollegen aus Niedersachsen immer mit gro-
ßem Wohlwollen und vielleicht auch mit ein bisschen Neid nach Nordrhein-Westfalen 
geschaut haben, weil das Ganze in einer Hand war und es diese Schwierigkeiten, 
diese Reibungsverluste zwischen den einzelnen Interessen nicht gegeben hat.  

Im Übrigen ist das nicht nur von Klaus Matthiesen erfunden worden, sondern es wurde 
natürlich auch durch die vielen Umweltminister, die häufig auch Ihrer Fraktion angehört 
haben, weiterentwickelt und an die jeweiligen tatsächlichen Verhältnisse angepasst.  

In all den Jahren vorher gab es diese globale Bedrohung durch den Klimawandel nicht. 
Sie müssen nur einmal ins Sauerland fahren; da sehen Sie die kaputten Waldflächen. 
Wir erleben im Wald, was das bedeutet. Gerade in einer solchen Situation erachten wir 
es als dringend notwendig, bei der ganzheitlichen Betrachtung des Waldes zu bleiben 
und nicht aufzusplittern, wodurch zusätzliche Reibungsschnittstellen erzeugt werden.  
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Von Klaus Matthiesen über Frau Höhn, Eckard Uhlenberg, Herrn Remmel, Frau Hei-
nen-Esser und wie sie alle heißen, die jeweils auf den Schultern des Vorgängers oder 
der Vorgängerin standen, haben drei Fraktionen das Umweltministerium immer wieder 
angesichts der Anpassungsnotwendigkeiten weiterentwickelt.  

Gerade in dieser Zeit der globalen Bedrohung insbesondere der Wälder erscheint mir 
das jetzt etwas zu aktionistisch. Wie gesagt wussten wir vorher nichts davon, dass 
eine solche Maßnahme geplant ist – andernfalls hätte man sich vorher in Ruhe darüber 
unterhalten können –, und ich gehe davon aus, dass sie auch nicht so geplant war, 
sondern dass sie sich aus den Koalitionsverhandlungen bzw. aus Personalien ergeben 
hat. Wir haben gerade gehört, dass es auch Vorbehalte gegen den einen oder die 
andere gegeben hat.  

Wir versuchen jetzt – das ist mein Empfinden –, eine Begründung zu finden, um das 
Ergebnis der Koalitionsverhandlungen sinnvoll erscheinen zu lassen. Wäre nicht auf-
geteilt worden, würde dieser Ausschuss heute nicht zu der Frage tagen, ob eine Auf-
teilung notwendig ist. Wir arbeiten gerade dementsprechend rückwärts, und mir ist der 
Wald zu schade, um dafür ein solches Verfahren zu wählen.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Conzen, Sie haben gerade gehört, dass mir Herr Dr. Kai-
ser vorgeworfen hat, Framing zu betreiben, weil ich Sie eben damit zitiert habe, dass 
Sachen liegengeblieben oder nicht gemacht worden seien. Sie haben die Hoffnung ge-
äußert, dass es mit zwei nachgelagerten Behörden besser wird. In welchen konkreten 
Bereichen haben Sie diese Hoffnung? Von Herrn Dr. Wille wurde eben sehr deutlich 
in Ihre Richtung gesagt, dass der Umweltbereich immer auch in die Landwirtschaft 
hineinspielen werde. Können Sie konkretisieren, worin konkret Ihre Hoffnung liegt?  

Bernhard Conzen (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Herr Brockes, es ist sehr 
komplex, darauf zu antworten. – Zunächst einmal aus der Situation heraus: Herr Han-
sen sagt, das habe immer gut funktioniert. Nein, es hat bei der einen oder anderen 
Regierung nicht immer gut funktioniert. Ich darf daran erinnern, dass zur Zeit von Mi-
nister Remmel 15.000 Jäger und Landwirte auf der Rheinkniebrücke standen. Das war 
ein klares Signal. Ich will damit nur sagen, was alles bis dahin in Teilen gelaufen ist.  

Ich zitiere Klaus Matthiesen, den ich auch aus der Zeit mit Reiner Latten noch gut 
kenne. Wir waren da unterwegs. Das waren die Personen, die als Erste den koopera-
tiven Ansatz hier in Nordrhein-Westfalen geprägt haben und gesagt haben: Unsere 
Ziele können nur gemeinsam gefasst werden; das muss man unterstützen und eine 
Win-Win-Situation schaffen. – Davon bewegen wir uns immer weiter weg.  

Das Gleiche gilt im Hinblick auf Umweltminister Krischer. Ich habe nach drei offiziellen 
Anfragen bis heute noch kein Gespräch mit ihm bekommen. Das ist das Gleiche in 
grün. Das ist ein klares Signal: Man entfernt sich immer weiter von der Landwirtschaft. 
Deshalb war es notwendig, die Bereiche „Landwirtschaft“ und „Umwelt“ zu trennen, 
um mal Tacheles zu reden. 
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Im LANUV ergibt sich jetzt die Situation, dass die Zuarbeit blockiert wird. Das ist schon 
jetzt erkennbar. Die Zuarbeit in Richtung Landwirtschaft dauert länger – ich will jetzt 
nicht „boykottieren“ sagen –; es wird nicht mehr zugearbeitet, wie es früher einmal war.  

Die Frage stellt sich auch in der Ausrichtung der neuen Umweltpolitik – ich nenne das 
jetzt für Nordrhein-Westfalen – bzw. bei der Priorisierung in der Abteilung „Umwelt“ 
und bei dem kooperativen Ansatz. Viele Landwirte wollen Umwelt- und Biodiversitäts-
maßnahmen durchführen, und jetzt werden sie einfach gestrichen nach dem Motto: Es 
ist kein Geld da. Wir müssen eine Priorisierung vornehmen. – Leute, die 20 Jahre im 
kooperativen Ansatz unterwegs sind, steigen heute aus, weil es heißt: Das passt nicht 
mehr. Es ist nicht mehr gewollt.  

Herr Brockes, das ist nicht die Antwort, die Sie von mir erwarten, aber das sind die 
Dinge, von denen wir meinen, dass sie im Moment verloren gehen – die Zuarbeit, diese 
Kooperationsbereitschaft, die Win-Win-Situation unter Klaus Matthiesen und wieder in 
den Vordergrund zu stellen, dass wir gemeinsam nach vorne gehen möchten. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Damit kommen wir zur fünften Frage- und Antwortrunde. 

René Schneider (SPD): Wir wollen Matthiesen auch zurück, so ist das nicht.  

(Heiterkeit) 

Zum Stichwort „Mitbestimmung“. Herr Hansen, Sie haben einen Bulletpoint in Ihrer 
Stellungnahme mit „Fehlende Personalvertretung“ überschrieben. Wir haben im Aus-
schuss im Rahmen des Prozesses einen sehr außergewöhnlichen Hilferuf des Perso-
nalrates bekommen. Demnach sei dieser weder adäquat gefragt noch im Prozess mit-
genommen worden. – Ich weiß nicht, wie tief Sie da drinstecken, aber ich stelle die 
Frage trotzdem, weil Sie zumindest für den Bereich „Wald“ nah dran sind. Wie gut war 
die Begleitung? Fühlt sich der Personalrat jetzt tatsächlich auskömmlich mitgenom-
men? Können Sie zu der in der schriftlichen Stellungnahme anklingenden perspekti-
visch fehlenden Personalvertretung ausführen? Was heißt das für die Personalvertre-
tung im Umweltbereich? Wie stark wird sie überhaupt noch vorhanden sein bzw. wo 
wird sie einfach weggebolzt, verkleinert oder geschwächt? 

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Dafür müs-
sen wir etwas in das Personalvertretungsrecht einsteigen. In einem gemeinsamen Mi-
nisterium gibt es einen Hauptpersonalrat. Dieser Hauptpersonalrat ist für alle einzelnen 
örtlichen Personalräte zuständig und koordiniert die Personalvertretung in diesem ei-
nen Ministerium.  

In den zweijährigen Verhandlungen, die jetzt stattgefunden haben, hat es ver-
schiedenste Modelle gegeben, über die der Personalrat mehr oder minder schlecht 
und recht informiert worden ist. Aufgrund der unterschiedlichen Modelle, die immer 
wieder diskutiert wurden, ist der Personalrat nie richtig in die eigentliche Kerndiskus-
sion hineingekommen. Das ist meine Wahrnehmung von außen.  
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Jetzt müssen die Kollegen aus dem Personalrat, der auch für den Nationalpark zu-
ständig ist, den Hauptpersonalrat im Landwirtschaftsministerium verlassen, bekom-
men aber, weil der Anteil unter 25 % der Personalvertretung im neuen Ministerium 
liegt, kein Mandat, um dort abstimmungsberechtigt mitreden zu dürfen. Sie sind bes-
tenfalls kooptiert und haben ein Rede-, aber kein Antragsrecht. Die Personalvertre-
tung, und da ist einiges zu regeln, findet also nicht mehr so statt, wie es der Gesetz-
geber vorsieht. Sie können also ihr Stimmrecht eigentlich erst wieder ausüben, wenn 
es in knapp vier Jahren nach der nächsten Personalratswahl zu einem neuen Perso-
nalrat kommt. Hier werden also Mitbestimmungsrechte deutlich herabgesetzt.  

Soweit mir bekannt ist, gibt es auch keine Zustimmung der Personalräte zu den jetzi-
gen Überlegungen, weil wir sie immer als vorläufig wahrgenommen haben, ohne tat-
sächlich zu wissen, ob das das letzte oder das vorletzte Modell ist und ob sich noch 
einmal etwas ändert. Es hat unterschiedliche Modelle gegeben, wie das Ganze zu or-
ganisieren ist, ohne dass es gerade auf dieser Ebene eine entsprechende Diskussion 
gegeben hätte. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Meine nächste Frage richtet sich an Herrn Steinheuer 
vom Bund der Steuerzahler. Mir geht es darum, ob ein mögliches Nationalparkamt 
oder eine Organisationseinheit zum Thema „Nationalpark“ im bestehenden Landesbe-
trieb Wald und Holz NRW oder im bestehenden LANUV besser aufgehoben ist. Frau 
Dr. Nickel hatte vorhin ausgeführt, dass eine Eingliederung im LANUV sinnvoll sei, weil 
es vorrangig unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten zu betrachten sei. Sie ha-
ben in Ihrer Stellungnahme aber dargelegt, dass Sie eine Eingliederung im Landesbe-
trieb Wald und Holz, wo es im Moment angesiedelt ist, für sinnvoller erachten. Können 
Sie angesichts der eigentlichen, naturschutzfachlichen Priorität näher erläutern, wa-
rum Sie glauben, dass die Angliederung im Landesbetrieb Wald und Holz ist?  

Philipp Sprengel (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Das können wir 
fachlich natürlich nicht umfassend beantworten, weil wir nicht im Thema sind, sondern 
eher aus Sicht der Steuerzahler. Aus dieser Perspektive sehen wir, dass dadurch, dass 
es in eine Behörde übertragen werden soll, im Haushalt 2025 zusätzliches Personal und 
zusätzliche Kosten eingeplant sind, wie es Herr Hansen schon ausgeführt hat. 

Wenn wir uns trotzdem fachlich reindenken wollen: Es passt auch fachlich gut da rein, 
wo es jetzt angesiedelt ist, weil es auch im Forstbetrieb – das gehört zu einem Natio-
nalpark dazu und muss mitgedacht werden; es ist ja ein Wald – Effizienzgewinne 
dadurch gibt, wenn weiterhin in dieser Behörde zusammengearbeitet wird. Aus unse-
rer Sicht ist es dort, wo es jetzt angesiedelt ist, also im Nationalparkforstamt, richtiger-
weise angesiedelt. Falls es umgesiedelt wird, führt das zu zusätzlichen Kosten für die 
Steuerzahler. Deshalb lehnen wir das ab.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Kollege Brockes hat eben den richtigen Hinweis darauf gege-
ben, dass es auch Synergieeffekte zwischen den Bereichen „Umwelt“ und „Verkehr“ 
geben kann. Das Thema „Umwelt“ ist in allen Bereichen enthalten – seien es Land-
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wirtschaft, Forsten oder viele andere Dinge. Insofern sagt in 40 Jahren vielleicht jeder 
über den jetzigen Zuschnitt: Das war damals innovativ, und das machen wir.  

Ich möchte nur folgenden Hinweis geben. Herr Hansen, ich verfolge die Nachfolge der 
Leitung des Nationalparkforstamtes und die Diskussion mit den Kollegen intensiv; das 
ist mein Wahlkreis. Das MLV schreibt aus, und die Fachlichkeit bzw. das MUNV ist 
zuständig für die Besetzung. Wie lange hat es gedauert, bis wir das Ganze hatten?  

Nächste Frage. Es gibt den Nationalparkplan; Sie haben eben auf die Nationalpark-
verordnung verwiesen. Darin stand: zwei Stück Schwarzwild auf 100 ha. In den Jahren 
2017, 2018 bzw. als ich in den Landtag gekommen bin war es von beiden benachbar-
ten Regionalforstämtern unwidersprochen so, dass der Schwarzwildbesatz bei dem 
Zehnfachen lag. Sie haben eben gesagt, es sei unter Umständen eine Schlichtung 
erforderlich. Seinerzeit war ich gewissermaßen der Schlichter. Ich habe die Parteien 
zusammengeführt und gesagt: Jetzt gehen wir das Problem an. – Das wird es doch 
immer geben. Insofern sollten wir jetzt keinen in der Vergangenheit verfolgten Ansatz 
überhöhen und so tun, als gäbe es mit ihm keine Probleme, und dabei die jetzt beste-
henden Chancen verkennen.  

Die Frage lautet, welche Effekte es gibt – Herr Steinheuer, die Frage geht gleich auch 
an Sie –, wenn die Wissenschaftlichkeit in den jeweiligen Fachsträngen belassen wird. 
Dann besteht doch innerhalb der Wissenschaftlichkeit bei Fragen danach, welche Ar-
beiten erstellt werden, wie schnell darauf reagiert werden kann, was mit der Dauer 
bestimmter Projekte bzw. wissenschaftlicher Arbeiten ist, die mehrere Jahre Zeit brau-
chen, eine andere Situation, als wenn irgendjemand zuständig ist und die Dinge aus 
dem großen Topf heraus bedient werden. Durch die wissenschaftliche Expertise, die 
ich aus meinem eigenen Fachstrang einfordere, komme ich doch ein Stück weiter. Das 
war auch der Hinweis, den der Kollege Wille bezogen auf das Thema „Nationalpark“ 
geben wollte. Die Frage lautet: Besteht innerhalb der jeweiligen Stränge nicht ein Vor-
teil dadurch, dass die wissenschaftliche Arbeit im eigenen Strang ist? 

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Wir spre-
chen letztendlich über verschiedene Modelle und über die Frage, welches Modell effi-
zienter ist. Wir können feststellen, dass das neue Modell nicht effizienter ist; das zeigen 
die im Haushalt geplanten Zahlen. Es zeigt sich auch, dass das jetzige Modell offen-
sichtlich Mehrbedarfe aufweist, als es bisher der Fall gewesen ist. Denn diese Stellen-
anforderungen hat es bei dem alten Modell nicht gegeben.  

Dass es bei widerstrebenden Interessen auch in einem Ministerium nicht immer ein-
fach ist, kann wohl niemand, der Ministerien von innen kennt, ernsthaft infrage stellen; 
das ist so. Natürlich sind solche Ministerien, in denen das gemeinsame Handeln im 
eigenen Haus durch die Leitung angeordnet werden kann, aber einfacher zu führen. 
Bezüglich des Themas „Schwarzwild“ bin ich ganz bei Ihnen: Was damals passiert ist, 
war kein Ruhmesblatt. Letztendlich hat es aber dazu geführt, dass das Schwarzwild-
problem nach entsprechenden Beratungen in den Griff bekommen worden ist.  
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Sie müssen auch sehen, dass wir bei dem Thema „Wald vor Wild“ in einem Dauerkon-
flikt stehen. Es gibt den einen oder anderen Konflikt auch mit dem Landesjagdverband 
über Fragen wie: Was ist richtig? Was ist zu wenig? Was ist zu viel? Dass es die Kon-
flikte gibt, ist unbestritten.  

Wir stellen lediglich fest, wenn wir als Forstleute zum Beispiel mit anderen Behörden 
verhandeln müssen, dass es deutlich schwieriger ist, zu gemeinsamen Lösungen zu 
kommen, als wenn wir diese Probleme im eigenen Haus lösen können. Das sind die 
Bedenken, und man kann auch benennen, wo die Schwierigkeiten sind, wenn wir bei 
dieser augenblicklich vorgesehenen Trennung bleiben oder sie sogar durch die Auftei-
lung der nachfolgenden Behörden zementieren würden. Die Aussage lautet also: Ne-
ver change a running system. Das ist erprobt. 

Die jetzige Diskussion, die eigentlich im Vorfeld hätte geführt werden müssen, führt 
natürlich auch zu dem Nachdenken. Wir halten es gerade auch aufgrund der jetzigen 
Diskussion für den besseren bzw. richtigen Weg, den gemeinsamen Geist, den es un-
ter Klaus Matthiesen und anderen Umweltministern sicherlich gegeben hat, wiederzu-
beleben, um zu einem besseren Ergebnis zu kommen.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Steinheuer, wir haben jetzt auch aus den fachlichen 
Bereichen gehört, dass die Aufteilung sehr kritisch oder ablehnend gesehen wird. Von 
den Befürwortern der Aufteilung des LANUV wird als Grund hauptsächlich die Frust-
ration darüber benannt, beim derzeitigen Umweltminister Krischer vor verschlossenen 
Türen zu stehen.  

Im Jahr 2025 ist die Legislaturperiode schon zu mehr als der Hälfte vorbei; man könnte 
auch sagen, dass sie ihren Zenit überschritten hat. Einige sagen sehr klar, dass das 
Modell Matthiesen zu bevorzugen sei und man nach Möglichkeit zu diesem Modell 
zurückkehren sollte. Herr Hansen hat ausgeführt, dass es zwei Jahre lang harte Ver-
handlungen gegeben habe, wie aufgeteilt werden solle etc.  

Herr Steinheuer, macht es für zwei Jahre und eine solche Behörde jetzt noch Sinn, sie 
aufzuteilen? Sie muss dann auch erst wieder neu wachsen und sich formieren, was 
vermutlich in die nächste Legislaturperiode hineinreichen würde. Macht es dann noch 
Sinn, einen solchen Schritt jetzt zu vollziehen? Welche langfristigen Kosten bringt 
solch eine neue Behörde bzw. eine solche Umstrukturierung mit sich? Lässt sich das 
einfach wieder rückabwickeln? 

Rik Steinheuer (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Der Zeitpunkt, um 
das anzugehen, ist aus unserer Sicht nicht sehr überzeugend. Wenn, dann hätte man 
erwarten können, dass es nach der Wahl angegangen und umgesetzt wird. Im Zuge 
dieser Anhörung wird klarer, was die tatsächlichen Hintergründe der Aufspaltung sind 
und was man sich erwartet.  

Die Erfahrung lehrt, dass nach einer Landtagswahl die Ressorts gerne neu zugeschnit-
ten werden. Würden jedes Mal auch alle nachgeordneten Behörden neu zugeschnit-
ten, wäre das aus Sicht der Steuerzahler sehr teuer. Aus der Erfahrung heraus muss 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/797 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 13.01.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume ha 
52. Sitzung (öffentlich)  
 
 
man tatsächlich Obacht walten lassen, wenn Ministerien munter neu zusammenge-
schnitten werden. 

Damit möchte ich nicht in Abrede stellen, dass man das machen kann, wenn es ver-
nünftige Beweggründe für einen neuen Zuschnitt gibt. Das können die Fachverbände 
allerdings besser beurteilen. Aus dieser Diskussion möchte ich mich heraushalten, weil 
ich nicht über die entsprechende Expertise verfüge. Daher bitte ich um Nachsicht, dass 
ich immer wieder auf das zurückkomme, was aus Sicht der Steuerzahler relevant ist, 
nämlich dass eine effiziente Lösung gefunden werden sollte. Wenn es nur darum geht, 
eine gewisse unterschiedliche Schwerpunktsetzung auf der Regierungsebene auszu-
gestalten, indem jetzt noch die Landesämter neu zugeschnitten werden, dann ist das 
aus Sicht der Steuerzahler nicht der richtige Weg. Dafür muss es noch andere Wege 
geben als Behörden aufzuteilen und neu zu gründen.  

Wir wurden auch zu einem anderen Aspekt angesprochen, und zwar ob wir auch lang-
fristig zusätzliche Kosten erwarten. Ja, das betrifft aus unserer Sicht nicht nur einmalig 
die Umstellung, sondern all das, was angeklungen ist. So wird es dauerhaft zwei Zent-
ralabteilungen geben. Auch ist der Nachweis über einen Effizienzgewinn aus unserer 
Sicht bisher nicht erbracht. In der Vorlage wird nicht geschildert, dass davon ausge-
gangen wird, dass nach der Umstellungsphase zukünftig langfristig Personal einge-
spart werden kann. Es klang an, dass das nicht zu erwarten ist. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir kommen zur sechsten Frage- und Antwortrunde. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Meine Frage sich an Frau Heitzig und an Herrn Con-
zen, wie auch immer Sie das untereinander aufteilen.  

Frau Heitzig, Sie haben es eben in erfrischender Klarheit formuliert. Ich hatte den Ein-
druck, dass Sie egal welche neuen Strukturen akzeptieren, solange sich eine bessere 
Kommunikation mit dem für Sie zuständigen Ministerium abzeichnet. Sie sagten: Lie-
ber so etwas als weiterhin ein Umweltministerium unter grüner Leitung. – So habe ich 
Sie verstanden. Ich habe die Äußerung von Herrn Conzen eben vom Sinn her nicht 
viel anders, aber ein bisschen weicher wahrgenommen. Auch er sagte: Bei LAVE kön-
nen wir gut mitgehen, weil damit unsere Bedarfe und Themen näher am Ministerium 
dran sind. 

Wenn ich es ein bisschen polemisch formuliere, dann nehmen Sie die Fragmentierung 
bzw. diese Verkleinerung der großen Themen samt einer neu aufzubauenden Verwal-
tungsstruktur in Kauf, um überhaupt ein stückweit von dem grünen Ministerium weg-
zurücken – ich sagte ja, dass ich es polemisch formuliere.  

Wenn Sie das so sehen, wie könnten dann die Probleme auf andere Art und Weise 
gelöst werden, die Sie in der Kommunikation sehen? Frau Heitzig, Sie haben es in 
Bezug auf Herrn Krischer angesprochen. Sie haben gesagt, Sie hätten den Mann seit 
zweieinhalb Jahren nicht gesehen – keine Gesprächsgrundlage, kein gar nichts. Wie 
könnte diesen Problemen begegnet werden, ohne ein eigenes, neues Landesamt auf-
zubauen? Wie ließen sich diese Bedarfe anders klären? Wie könnten möglicherweise 
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Strukturen in der jetzigen Geschichte so herumschoben bzw. anders verteilt oder or-
ganisiert werden, um diese Ansprüche abzudecken, ohne viel Geld – es sind momen-
tan eineinhalb Millionen Euro pro Jahr – hineinzustecken? Es geht um eine B2-Stelle, 
eine Abteilung; wir haben es alle gehört und in den Stellungnahmen gelesen. Gibt es 
eine Möglichkeit, wie Sie oder das Land anders damit umgehen könnten? 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Frau Kahle-Hausmann, weil diese Frage so komplex 
ist, würde ich sie jetzt im Ganzen an Frau Heitzig geben. Vielleicht stellen Sie sie das 
nächste Mal an Herrn Conzen gerichtet.  

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Ja, gerne!) 

Nicole Heitzig (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Ich sehe aktuell keine 
Möglichkeit. Ich nenne ein Beispiel. Wenn es einen übermäßigen Wildschaden durch 
Tauben oder Gänse gibt und wir seitens der Landwirtschaft bzw. der Landwirte ange-
sprochen werden, eine Schonzeitaufhebung zu beantragen – wir tun das also nicht, 
weil die Jäger es unbedingt möchten –, dann ist das in den letzten Jahren völlig im 
Sande verlaufen. Wir haben den Eindruck, dass durch das übergeordnete LANUV in 
der Forschungsstelle die Doktrin ausgegeben wird – das geht bis hin zu der Frage, 
welcher Sachverständige zum OVG geschickt wird –, dass in die Richtung entschieden 
werden muss, dass es keine Schonzeitaufhebung geben wird. Aus unserer Sicht lautet 
die übergeordnete Ideologie, dass es keine Schonzeitaufhebung geben kann. 

Das ist nur ein Beispiel, aber da hakt es komplett, und das schon seit Jahren. Ich sehe 
überhaupt keine Möglichkeit, dass sich etwas ändert, solange die Ideologie, die in ei-
ner Behörde herrscht, vorgegeben ist und die Mitarbeiter überhaupt nicht anders ent-
scheiden dürfen. Unserer Auffassung nach ist es so: Wir rufen da an, und ganz unten 
sitzt jemand, der gerne würde, aber dann kommt der Abteilungsleiter oder die nächste 
Stelle, oder es wird entschieden, welcher Sachverständige zum OVG fährt und dort 
spricht. Letztlich lautet der übergeordnete Tenor immer wieder, das gehe nicht wegen 
Umweltschutz, Naturschutz oder ähnlichen Themen. 

Man sieht das auch. Wenn Sie LANUV googeln, dann steht da – ich kann es Ihnen 
vorlesen; ich habe das gerade getan –: 

„Aufgabe des LANUV ist, Natur und Umwelt zum Wohl von Mensch und Tier 
in NRW zu schützen.“ 

Da steht nichts von den Bereichen „Landwirtschaft“, „Jagd“ oder anderen Themen. Das 
wird überhaupt nicht … Schauen Sie sich an, wie sich die Behörde vorstellt. Da wird 
das in einem Nebensatz genannt: Wir sind auch zuständig für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz. – Es ist immer noch wie in der alten Aufteilung der Ministerien. Unse-
rer Auffassung nach ist die Trennung da nicht angekommen, genauso wie die Aufga-
benwahrnehmung für uns bzw. für unsere Interessen und auch für die Interessen der 
Landwirtschaft, die sehr nahe bei unseren liegen. Deswegen sehe ich aktuell keine 
Möglichkeit, das anders zu regeln, als es jetzt geplant ist. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 27 - APr 18/797 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz, 13.01.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume ha 
52. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Meine Frage richtet sich an Herrn Hansen, auch wenn 
sich an den vorangegangenen Beitrag viele Fragen anschließen ließen. Sie haben in 
Ihrer Stellungnahme für den BDF dargestellt, dass bei einer Neuaufteilung bzw. Neu-
gründung auch Weiterentwicklungen gesetzgeberischer Art, also andere Gesetze be-
treffend, stattfinden müssten. Sie führen als Beispiel das Landesforstgesetz an; dort 
müssten Dinge nachgebessert bzw. ergänzt werden. Können Sie erläutern, in welchen 
Punkten das Landesforstgesetz aus Ihrer Sicht ergänzt bzw. weiterentwickelt werden 
muss, um rechtliche Klarheit zu schaffen, wenn die Strukturen neu sortiert werden? 
Gibt es weitere Gesetze, bei denen Sie die Notwendigkeit sehen, dass nachgearbeitet 
werden muss? 

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Wahrschein-
lich werden wir Doppelzuständigkeiten auf der Fläche erleben, die sich aus den Natur-
schutzbelangen und aus den forstwirtschaftlichen Belangen ergeben. Ähnliches gilt für 
die Landwirtschaft. Das liegt daran, dass dort ein Objekt behandelt wird. Wenn das 
zukünftig also klar geregelt werden soll und Doppelzuständigkeiten vermieden werden 
sollen – wenn also vermieden werden soll, dass im Ansatz unterschiedliche Aussagen 
aus unterschiedlichen Häusern für einen Sachverhalt auf der Fläche erfolgen –, dann 
müssen die gesamten Zuständigkeiten beider Häuser auf einen Tisch gelegt und ge-
guckt werden, welches Haus in dem Fall wofür zuständig ist. Das führt natürlich auch 
dazu, dass sich die Waldbesitzenden dann an unterschiedliche Ansprechpartner wen-
den müssen.  

Bei einer Waldbewirtschaftung, bei der auch Naturschutzinteressen berührt werden, 
stellen sich dann immer die Fragen: Wer ist dafür zuständig? Wer erteilt im Notfall 
welche Genehmigung und ersetzt die andere notwendige Genehmigung, die von der 
jeweils anderen Seite erteilt werden muss? Was ist, wenn man sich nicht einig wird? 
Was ist, wenn der Streit bzw. die Diskussion – so nenne ich es einmal – sehr lange 
dauert? – In vielen Dingen wird eine gewisse Entscheidungsfreude erwartet, um Maß-
nahmen schnell umsetzen zu können. Es muss also eine Reihe von Gesetzen geän-
dert werden. Zumindest muss klargestellt werden, wer wofür zuständig ist.  

Das Gleiche gilt für die Förderung im Wald. Wenn dort bestimmte Maßnahmen aus 
einem wirtschaftlichen Aspekt heraus gefördert werden, dann ist die Frage sehr be-
rechtigt, ob damit möglicherweise Naturschutzinteressen konterkariert werden. Wenn 
das nicht mehr mitgedacht werden muss, führt das möglicherweise zu Entscheidun-
gen, die wir alle nicht haben wollen. Umgekehrt gilt das natürlich genauso.  

Weil dort ein Objekt bearbeitet wird, müssen im Grunde alle Bereiche, die bisher zu-
sammen waren, darauf untersucht werden, ob es dort Konflikte gibt, die in der unter-
schiedlichen Zuständigkeit liegen. Das ist nach meiner Kenntnis bisher nicht passiert. 
Es gibt kein Gutachten. Ich kenne außer der Vorlage für diesen Ausschuss keine ver-
tiefenden Aussagen, ob das geplant ist und wie das alles geregelt werden soll. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Vor über 500 Jahren hat Machiavelli „Der Fürst“ geschrieben. 
Darin schreibt er: Wer eine Reform macht, der hat die lauwarme Unterstützung der-
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jenigen, die vom System profitieren werden, aber den erbitterten Widerstand derer, die 
bisher vom System profitieren. – Wir spekulieren gerade, wo die positiven Effekte sind.  

Herr Steinheuer, ich stelle Ihnen noch einmal die Frage, die ich Ihnen eben gestellt 
habe, auf die Sie aber nicht geantwortet haben. Wir gründen jetzt ein LAVE. Im LANUV 
sind gut 600 Leute in diesem Bereich beschäftigt. Im Vergleich zu Niedersachsen, die 
über 900 Leute nur im Bereich des Niedersächsischen Landesamts für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit beschäftigen, ist das sicherlich eine vergleichs-
weise geringe Anzahl, wenn wir nur die Köpfe zählen. Wenn es dort etwas mehr Per-
sonal gibt, dann lautet die Frage: Ist das überbordend, was wir jetzt mit noch nicht 
einmal einem Dutzend Stellen zusätzlich haben?  

Ich habe die Frage eben schon einmal im Hinblick auf zwei große Einheiten oder eine 
sehr große Einheit gestellt, ob tatsächlich jede kleine Einheit immer eine genauso 
starke Z-Abteilung hat wie ein großes Haus, oder ob das nicht proportional mitwächst, 
weil es dann natürlich auch Einstellungsverfahren, Umgruppierungen und, und, und gibt.  

Ich mache es ganz konkret. Würde man Ihrem Ansatz folgen, müsste alles in die Mit-
telbehörde bzw. in die Bezirksregierung eingebaut werden. Dann ist es auch vollkom-
men unerheblich, wie neue Zuschnitte in der Zukunft sind. Das gilt auch hinsichtlich 
der Frage, wie lange es dauert. Ihre Aussage lautete, dass das eigentlich sofort nach 
der Koalitionsvereinbarung hätte fertig sein müssen, wohingegen Herr Hansen sagte, 
wir müssten den Personalrat mitnehmen und verschiedene Dinge berücksichtigen. 
Das ist der Zwiespalt, in dem Sie sich bewegen, und dann äußern Sie sich hier und 
sagen entweder, Sie schafften eine große Behörde, oder Sie setzten darauf, dass auch 
bei kleineren Behörden in der Sache selbst Effizienzgewinne erzielt werden. Wie ge-
sagt ist die Begründung schon allein dadurch geliefert, dass der wissenschaftliche Ap-
parat bzw. die Ausrichtung auf entsprechende Häuser zugeschnitten wird. 

Rik Steinheuer (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Herr Dr. Nolten, der 
Gründung des LANUV gingen Untersuchungen voraus. Damals gab es Ausarbeitun-
gen, wonach man sich von der Gründung des LANUV Effizienz erwarte. Das war da-
mals die Zielsetzung. Aus unserer Sicht war der Ansatz richtig. Daher hat man aus 
unserer Sicht damals das Richtige getan.  

Richtig wäre es auch, von Zeit zu Zeit zu kontrollieren, ob auch eingetreten ist, was 
man sich versprochen hat. Käme man zu dem Ergebnis, dass Effizienzgewinne zu 
erwarten sind, indem das Rad zurückgedreht wird und die Aufgaben auf die Bezirks-
regierung übertragen werden – würde das überzeugend dargelegt, dann wäre das aus 
Sicht der Steuerzahler ein unterstützenswerter Ansatz. Darüber sprechen wir aber 
heute nicht; das steht nicht zur Beratung an. Es gibt dazu keine Ausführungen. Aus 
Sicht der Steuerzahler könnte man sich mit der Fragestellung per se jedoch auf jeden 
Fall befassen.  

Sie haben angesprochen, dass für den Aufgabenbereich des künftigen LAVE im Nach-
barbundesland Niedersachsen 50 % mehr Personal eingesetzt würden. Sollte es die 
Zielrichtung sein, dementsprechend auszubauen, sagen wir als Bund der Steuerzahler 
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wie auch in anderen Bereichen, dass es nicht unsere Aufgabe ist, die politischen 
Schwerpunkte zu setzen. Das tun Sie auch in anderen Bereichen wie „innere Sicher-
heit“ oder „Schule“. Da widersprechen wir nicht.  

Wir erlauben uns lediglich, immer wieder aus Sicht der Steuerzahler anzumerken, dass 
das Ganze bezahlt werden muss. Dabei machen wir auf die Zusammenhänge auf-
merksam, dass der Personalbestand des Landes schon sehr hoch ist und dass die 
Ausgaben des Landes für das Personal ständig steigen. Perspektivisch wird ungefähr 
jeder zweite Euro der Steuereinnahmen für das Personal ausgegeben. Aus Sicht der 
Steuerzahler ist es immer wieder wichtig, das in Erinnerung zu rufen.  

Wenn politische Schwerpunkte neu gesetzt werden sollen, widersprechen wir dem 
nicht. Es muss dann aber auch gesagt werden, wo in Zukunft etwas abgebaut werden 
kann. Oder man muss die Wahrheit aussprechen, dass man über kurz oder lang ohne 
Steuererhöhung nicht auskommen wird. Das lehnen wir auf jeden Fall ab. – Ich hoffe, 
dass ich unsere Position in dieser Diskussion etwas deutlicher machen konnte. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Dr. Nickel, Herr Hansen hat gerade sehr deutlich zu 
der Frage der Erreichung übergeordneter Ziele ausgeführt. Es ist vermutlich letzten 
Endes auch das Ziel Ihrer Mitglieder, einen Beitrag zum Naturschutz, zur Biodiversität 
und zum Klimaschutz leisten zu können. Sie haben es eben schon ausgeführt, aber 
vielleicht können Sie noch ergänzen: Wie sehen Sie die Aufteilung unter diesem Ge-
sichtspunkt? Wo sehen Sie Alternativen?  

Dr. Elsa Nickel (Bundesverband Beruflicher Naturschutz [per Video zugeschaltet]): 
Sowohl Umweltschutz als auch Naturschutz spielen sich auf der Fläche ab. Das umfasst 
in etwa 30 % Waldfläche, über 50 % Landwirtschaftsfläche und knapp 10 % Gewässer. 
Auch die Emissionen aus dem Siedlungsbereich landen am Ende des Tages auf der 
Fläche, sodass die Nähe von Landwirtschaft und Forstwirtschaft zu Umweltschutz und 
Naturschutz fachlich gesehen sehr viel größer als zu anderen Themenbereichen ist.  

Wenn das in einer Hand ist, also in einem Landesamt, dann ist es auch jetzt schon auf 
jeden Fall möglich, dass die Mitarbeiter dieses Amtes immer dem jeweiligen Ministerium, 
das die Federführung und die Fachaufsicht hat, zuarbeiten. Das wird im Geschäftsver-
teilungsplan geklärt und kann mit Verwaltungsvereinbarungen noch verschärft und ver-
tieft werden.  

Mein Vorschlag ist die Erstellung eines Gesamtjahresprogramms in dieser einen Be-
hörde. Mit diesem Gesamtjahresprogramm gibt es einen klaren Überblick darüber, 
welche Themen von wo bearbeitet werden und wo zugearbeitet wird. Das wird natür-
lich mit allen Ministerien einvernehmlich abgestimmt und zeigt dann die Transparenz, 
wer wo zuarbeitet. Auf diese Weise können alle Seiten ihre Interessen wahren.  

Wir müssen gucken, dass wir die Schnittstellen, die jetzt neu geschaffen werden – es 
wurden schon einige Beispiele aufgezeigt –, so klein wie möglich halten. Es wird immer 
irgendwo irgendwelche fachlichen Schnittstellen geben, aber sie sollten nicht vergrößert 
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werden. Mit der jetzigen Planung werden die Schnittstellen und damit die Probleme 
und der Abstimmungsbedarf eindeutig vergrößert. Ich nenne einige Beispiele.  

Die CO2-Speicherfähigkeit von Böden ist eindeutig ein Klimathema. Das betrifft sowohl 
Wald als auch Grasländer bzw. Grünländer in Bezug auf den Bodenschutz. Die Grund-
wasserspeicherung und die Gewässerrenaturierung betreffen sowohl den Landwirt-
schafts- und Waldbereich als auch in den Natur- und Umweltschutzbereich. Bei Floa-
ting-Photovoltaik-Systemen auf großen Seen sind das Wasserrecht, die Fischerei, der 
Naturschutz und die Planung betroffen. Bei den EU-Förderprojekten zur Wiederher-
stellung von Mooren ist es dadurch, dass Gehölze entfernt werden, gleichzeitig auch 
ein Klimathema. Bei diesen Themen gibt es immer wieder Schnittstellen, die besser in 
einer Hand sind, die jetzt aber aufgeteilt würden. – Das sind nur ein paar Beispiele; ich 
hätte noch mehr. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir beginnen mit der siebten Frage- und Antwortrunde. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich wiederhole meine Frage von eben und richte sie 
jetzt an Herrn Conzen. Welche Möglichkeiten sehen Sie, um in der strukturellen Ver-
änderung mit Ihren Bedarfen zurechtzukommen?  

Bernhard Conzen (Rheinischer Landwirtschafts-Verband): Ich kann das wieder-
holen, was die Präsidentin des Landesjagdverbands, Frau Heitzig, gerade gesagt hat. 
Wir sehen die Veränderungen und Verbesserungen in der Zuarbeit. Sie hat es sehr 
deutlich gesagt: Das LANUV ist ein Amt, das im Grunde genommen Natur und Umwelt 
im Fokus hat. Die landwirtschaftlichen Dinge, die in unserem Bereich bearbeitet wer-
den, werden dort möglicherweise eher nachteilig bearbeitet und liegen gelassen, um 
dem Landwirtschaftsministerium die nötige Veränderung nicht unbedingt zuzuarbei-
ten. – Aus diesem Grund brauchen wir es so, wie es früher in dem gemeinsamen Mi-
nisterium war. Da war der Zugriff für Landwirtschaft und für Umwelt in einem, und man 
musste die Balance suchen, wo es hingehört und wer bei bestimmten Dingen abge-
schnitten wird.  

Es gab damals die Möglichkeit, das LANUV entsprechend mit der Anfrage zu steuern. 
Das ist heute weniger der Fall. Die Anfragen, die das Landwirtschaftsministerium in 
irgendwelchen Dingen als Ergebnis haben möchte, kommen zu spät oder überhaupt 
nicht und reflektieren zu wenig den kooperativen Ansatz in der Landwirtschaft – ich 
möchte das nicht wiederholen –, sodass die Umsetzung bzw. die Belastung bei uns in 
der Landwirtschaft nicht in der Form berücksichtigt wird, wie wir das brauchen oder in 
der praktischen Umsetzung draußen sehen. Ich wiederhole mich: Wir sehen im 
Grunde genommen keine Zuarbeit mehr aus dem LANUV zur Landwirtschaft, sondern 
eher zum Natur- und Umweltschutz, wofür es damals gegründet worden ist. Deshalb 
braucht es die Trennung. Unser Ansatz lautet: Wir müssen den ländlichen Raum – da-
rum geht es hier – noch deutlicher machen, und deshalb stimmen wir einer solchen 
Veränderung zu.  
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE): Frau Dr. Nickel, Sie haben gerade dargelegt, wie viele 
Überschneidungen es in Themenbereichen gibt, wo Landnutzung und Landschutz 
bzw. Naturschutz zusammenfallen und wo überhaupt keine Trennung möglich ist, 
wenn es um den Boden, um das Wasser, um die verschiedensten Ökosysteme geht.  

Sie haben in Ihrer Stellungnahme dargelegt, wie Sie zu der Aufteilung bzw. dem vor-
liegenden Gesetzentwurf stehen. Zum Schluss merken Sie an, dass das grundsätzli-
che Problem eines sich durch alle Themenbereiche ziehenden Fachkräftemangels in 
der Umweltverwaltung bestehe. Sie haben es eben auch schon kurz hinsichtlich Ge-
nehmigungsverfahren, wenn es um den Emissionsschutz usw. geht, angedeutet. Das 
betrifft die Thematik, um die es hier grundsätzlich geht, nur am Rande, aber können 
Sie uns darlegen – Sie haben langjährige Erfahrung in der Bundesbehörde –, was das 
Land tun könnte, um diesem Fachkräftemangel zu begegnen und ein effizientes Ar-
beiten in den Behörden zu gewährleisten?  

Dr. Elsa Nickel (Bundesverband Beruflicher Naturschutz [per Video zugeschaltet]): 
Es ist vorhin schon angeklungen: Es ist natürlich sinnvoll, die vorhandenen Ressour-
cen nicht durch eine Verwaltungsverdoppelung bzw. durch eine Strukturverdoppelung 
in organisatorische Bereiche und Overheads zu stecken und das Pulver da zu ver-
schießen, sondern es tatsächlich in die Fachkräfte zu stecken.  

Ich empfehle, eine gute und gründliche Untersuchung durchzuführen, welche Aufga-
ben es gibt und welche Fachkräfte für diese Aufgaben notwendig sind. Es braucht also 
eine durchgehende Effizienz- und Strukturanalyse. Das wurde in anderen Ländern teil-
weise schon gemacht. Ich habe eben gehört – das ist jetzt ein bisschen scherzhaft –, 
dass so etwas in Niedersachsen offensichtlich auch nötig wäre. Das kann man nicht 
aus dem Ärmel schütteln, sondern es muss gründlich untersucht werden.  

Das ist sinnvoll, wenn jetzt schon absehbar ist, dass ein großer Teil der Ressourcen 
nur in die Aufteilung geht, also in die Overheads von zwei Landesämtern, und mög-
licherweise ein Verschleiß von Personal durch entstehende Kompetenzstreitigkeiten 
oder Redundanzen erfolgt. Das ist auf keinen Fall sinnvoll. Man sollte sich sehr genau 
anschauen, wo das passiert. Es gibt sicherlich Untersuchungen und Vorschläge dazu, 
die noch weiter ausgearbeitet werden könnten oder sollten.  

Ich finde noch einen Punkt wichtig. Der Ansprechpartner für Dritte wird ein großes 
Problem darstellen. Die Kunden bzw. die Bevölkerung werden bei der jetzigen Planung 
in Zukunft irritiert sein und sich fragen: Wo ist unser Ansprechpartner? – Das ist natür-
lich einfacher, wenn alles in einer Hand bleibt. 

Markus Höner (CDU): Ich greife die Wortmeldung von Dietmar Brockes auf. Ich teile 
das Resümee, das du gerade schon ziehen wolltest, nicht; es ist nicht zutreffend, weil 
wir aus meiner Sicht momentan etwas anderes erleben.  

Wir haben eben von Herrn Hansen vom BDF erfahren dürfen, dass über zwei Jahre 
viel verhandelt worden und dabei sehr viel Zeit draufgegangen sei. Unsererseits kann 
ich nur sagen, dass mir das nicht bekannt ist. Deswegen braucht es irgendwann im 
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nachgelagerten Bereich eine Nachfrage bei den Häuser und die Möglichkeit, nachzu-
hören, wie viel Zeit tatsächlich investiert worden ist. Vielleicht waren Sie daran etwas 
mehr beteiligt.  

Ich möchte gerne auf eine andere Ebene. Wir haben eben darüber gesprochen, dass 
letztendlich eine zweite Z-Abteilung zustande komme. Es wird ein Türschildmodell und 
genau so eine Kommunikation untereinander geben, wie sie auch vorher stattgefunden 
hat. Daher sind wir der festen Überzeugung, dass es diesen Punkt überhaupt nicht 
gibt, dass im Vergleich zu der momentanen Situation nachher zu viele Reibungsver-
luste entstehen. Vielmehr wird es in der Diskussion auch viele Gewinner geben.  

Herr Steinheuer, Sie haben eben gesagt, dass Sie das nicht fachlich, sondern aus 
Sicht der Steuerzahler bewerten könnten. Deswegen bin ich froh, dass in der heutigen 
Anhörung auch ein paar Fachleute anwesend sind, die das letztendlich auch von die-
ser Seite beleuchten. Einen Effizienzgewinn können wir auch darüber bewerten, dass 
dadurch Vorteile entstehen.  

Mir geht es noch einmal um die Frage der Teilung. Das ist nichts, das vom Himmel 
gefallen ist und das es noch nie gegeben hat. Herr Thies vom Landesjagdverband 
kann vielleicht ein paar Erfahrungen von der Bundesebene einbringen, weil es dort 
schon viele Ressorttrennungen gegeben hat. Wie ist die Erfahrung auf der Bundes-
ebene? Wie ist man in solchen Verfahren damit umgegangen? 

Hans-Jürgen Thies MdB (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Die Frage, 
wie Ressorts zugeschnitten werden und wo bestimmte Kompetenzen in einem Ressort 
gebündelt oder eben in verschiedenen Ressorts aufgeteilt werden, ist ein Stück weit 
natürlich immer eine politische Frage. Das ist klar.  

Klar ist allerdings auch – diese Erfahrung kann ich aus Berlin spiegeln –, dass politi-
sche Verantwortung und fachliche Unterfütterung möglichst in einer Hand liegen soll-
ten. Das heißt: Wenn ein Ressort geschaffen ist und existiert, benötigt es auch die 
fachbehördliche Unterfütterung.  

Auf der Bundesebene bestehen mit dem Bundesumweltministerium und dem BMEL, 
dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, seit vielen Jahren zwei 
selbstständige Ressorts. Beiden Ressorts sind jeweils eine Reihe von Fachbehörden 
sowohl im Hinblick auf die Dienst- als auch auf die Fachaufsicht originär zugeordnet. 
Beim Umweltministerium erwähne ich beispielhaft das BfN oder das UBA, beim Land-
wirtschaftsministerium sind es zum Beispiel das BLE, das BVL, das BfR oder das 
Friedrich-Loeffler-Institut.  

Es handelt sich also um eine Reihe fachlicher Behörden, die dem jeweiligen Ressort 
zuarbeiten, und das macht auch Sinn. Würde eine Vermengung dieser Fachbehörden 
stattfinden, wodurch es sozusagen zwei Chefs gäbe und man sich mit zwei Hausspit-
zen abstimmen müsste, wäre das für die fachbehördliche Seite sicherlich schwieriger, 
als wenn es eine klare Zuweisung zu einem Haus gibt. 
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Dietmar Brockes (FDP): Herr Kollege Höner, das eben sollte keine Zusammenfas-
sung von mir sein. Ich finde es traurig, wenn Ihnen entgangen ist, dass es die Auftei-
lung der nachgeordneten Behörde betreffend zwei Jahre lang Probleme gab. Meines 
Wissens haben wir alle den Brief des Personalrates erhalten, der in seiner Deutlichkeit 
kaum stärker hätte sein können. Wenn das für Sie Neuland ist, muss ich Sie fragen, 
wo Sie die letzten zwei Jahre waren.  

(Beifall von der SPD) 

Herr Thies, Sie sind ein Kollege von der Union aus dem Bundestag. Können wir davon 
ausgehen, dass die Union im Bund auch in Zukunft weiterhin dafür plädiert, dass das 
Umwelt- und das Landwirtschaftsministerium voneinander getrennt sind – Sie haben 
das gerade sehr begrüßt –, oder wie habe ich Ihre Antwort gerade zu verstehen?  

Hans-Jürgen Thies MdB (Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen): Ich kann 
nicht für die Union sprechen, 

(Dietmar Brockes [FDP]: Sie sind doch ein Kollege!) 

was die Zukunft betrifft, aber Stand jetzt sehen und begrüßen wir diese Trennung der 
Häuser auch in Zukunft. Ich bin Mitglied im Ausschuss für Ernährung und Landwirt-
schaft des Deutschen Bundestages, und da sind mir bzw. jedenfalls meiner Fraktion 
keine Bestrebungen bekannt, die auf eine Zusammenführung dieser beiden Häuser 
hinauslaufen würden. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Wir steigen in die achte Frage- und Antwortrunde ein. 

René Schneider (SPD): Eine kurze Replik auf die Äußerungen des Kollegen Höner. Es 
ist so, wie Kollege Brockes sagt. Wir als Opposition haben hier immer wieder dezidiert 
nachgefragt: „Wie weit seid ihr?“, – es gab den Hilferuf des Personalrates –, „Wie viel 
Aufwand betreibt ihr da?“ Daraufhin gab es eine Drucksache, in der stand, es gebe so 
und so viele Arbeitsgruppen usw. Wir stellen nach zwei Jahren fest, dass es einen 
Gesetzentwurf gibt, der viele Fragen offenlässt, und dass man nicht so genau weiß, 
wie das genau geregelt sein soll. Ich frage mich, woher das K in „LANUK“ kommt; 
woher kommen da die Mitarbeitenden? – Aber sei’s drum, das ist ein neues Thema.  

Herr Hansen, wie stellen Sie sich das weitere Verfahren vor? Wie kann es jetzt weiter-
gehen? Ich nehme eine Bewertung vorweg: Ich spüre, dass in dieser Anhörung sowohl 
bezogen auf die schriftlichen – diesbezüglich konnte man es auch schon heute Morgen 
sehr gut vermelden – als auch auf die mündlichen Stellungnahmen deutlich klar ge-
worden ist, dass es hier wenige Freunde dieser Änderung gibt. Ganz im Gegenteil. Wir 
sprechen hier über ein Bürokratieaufbaugesetz, das wahrscheinlich so durchgewun-
ken wird.  

Herr Hansen, wie stellen Sie sich das Verfahren vor, wie es für die operative Ebene, 
also für Sie, für den Bereich „Wald“, für das LANUV usw., weitergeht? Können Sie 
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skizzieren, wie Sie glauben, dass es weitergeht, und auch ein Stück weit, wie es ei-
gentlich weitergehen müsste, um noch das Beste daraus zu machen? 

Fred Josef Hansen (Bund Deutscher Forstleute Nordrhein-Westfalen): Ich möchte 
mich nicht dazu äußern, was wir alles befürchten, da man das irgendwann noch einmal 
herausholen und mir vorhalten könnte im Sinne von: Von deinen fünf Befürchtungen 
haben sich nur vier bewahrheitet; wieso hast du so viele?  

Wie damit üblicherweise in Verwaltungen umgegangen wird, ist ein spätestens seit 
Angela Merkel sehr bekanntes Verfahren, nämlich mit der Aufgabenkritik. In einem 
geordneten Verfahren wird ein Ist-Zustand dargestellt, bevor Dinge verändert werden. 
Man entwickelt Konzepte, um die vorhandenen Stärken noch weiter zu stärken, und 
guckt sich die Schwächen an, die gerade von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern 
deutlich gemacht wurden, und versucht, Verfahren oder Umstrukturierungen zu entwi-
ckeln, mit denen genau diese Probleme ausgeräumt werden können. Das Verfahren 
der Aufgabenkritik ist ein übliches Verfahren für Verwaltungen, wenn man der Meinung 
ist, sie müssten reformiert bzw. auf neue Verhältnisse eingeschworen werden.  

Genau dieses Verfahren stellen wir uns vor, und auch, dass wir nicht jetzt darüber 
sprechen, wenn das Ganze mehr oder minder beschlossen ist, sondern im Vorfeld mit 
entsprechenden Verbändebeteiligungen und Beteiligungen der Politik. Wir stellen uns 
vor, dass dann ein Konstrukt gefunden wird, um die vielfältigen Ansprüche, die an die 
Bereiche von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Naturschutz, Artenschutz, Gewässer-
schutz, Luftreinhaltung, Boden usw. gestellt werden, in eine adäquate, leistungsfähige 
Verwaltungsstruktur zu bringen. Statt von hinten durch die Brust ins Auge vorzugehen. 
sollte vorneweg gesagt werden, was gewollt ist. Seitens der Politik fehlen Zielvorga-
ben – jedenfalls habe ich nichts dazu gefunden –, was mit dieser Änderung erreicht 
werden soll.  

Am meisten habe ich mich über die Formulierung geärgert, dass das Ganze alterna-
tivlos sei. Es gibt Alternativen. Ich bitte darum, in ein geordnetes Verfahren einzutreten, 
um eine gemeinsame Lösung zu finden. Ich bin mir sicher, dass sie gefunden wird. 
Man müsste jetzt anfangen, um es in der nächsten Legislaturperiode umzusetzen, und 
das jetzige Verfahren anhalten. Wir werden die zweieinhalb Jahre bis zur nächsten 
Legislaturperiode auch mit dem jetzigen Modell bzw. so, wie es jetzt läuft, noch durch-
halten, um dann in der nächsten Legislaturperiode das Beste für dieses Land zu be-
kommen. Das ist mein Wunsch. Ich bin gespannt, ob ich mit meinem Wunsch irgendet-
was erreiche. 

Vorsitzende Dr. Patricia Peill: Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall.  

Ich danke allen für die vielen Fragen. Es gab 32 Fragen in acht Frage- und Antwort-
runden. Die Experten wurden also kräftig in Anspruch genommen. Ich bedanke mich 
im Namen von uns allen für die guten, fundierten Antworten.  

Ich wünsche Ihnen allen einen guten Heimweg. Kommen Sie gut und sicher durch die 
winterliche Landschaft wieder nach Hause.  
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Unsere nächste Sitzung findet am 12. Februar 2025 um 15:30 Uhr statt.  

Die Sitzung ist geschlossen.  

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

Anlage 
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